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§ 1 Versicherte Gefahren und Schäden (Ver-
sicherungsfall), generelle Ausschlüsse 

 
1. Versicherungsfall 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 
a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, 
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner 
Teile oder seiner Ladung, Seng- und Nutzwärme-
schäden 
b) Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem 
Einbruch sowie Raub oder den Versuch einer 
solchen Tat 
c) Leitungswasser, 
d) Sturm, Hagel 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden-
kommen. 
 
2. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen  

und Kernenergie 
a) Ausschluss Krieg  
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
Revolution, Rebellion oder Aufstand. 
b) Ausschluss Innere Unruhen 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
innere Unruhen. Innere Unruhen sind gegeben, 
wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche Teile des 
Volkes in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung 
störenden Weise in Bewegung geraten und unmit-
telbar Gewalt gegen Personen oder Sachen verü-
ben. Dazu gehören auch unmittelbare Schäden 
durch Wegnahme bei Plünderungen in unmittelba-
rem Zusammenhang mit inneren Unruhen. 
c) Ausschluss Kernenergie 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch 
Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen. 
 
§ 2 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, 

Luftfahrzeuge, Seng- und Nutzwärme-
schäden 

 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 
a) Brand, 
b) Blitzschlag, 
c) Explosion, Implosion, 
d) Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, 
seiner Teile oder seiner Ladung 
e) Sengschäden, 
f) Nutzwärmeschäden (Dies sind Brandschä-
den, die an versicherten Sachen (§ 6) dadurch 
entstehen, dass sie einem Nutzfeuer oder der 
Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen Zwecken 
ausgesetzt werden; dies gilt auch für Sachen, in 
denen oder durch die Nutzfeuer oder Wärme er-
zeugt, vermittelt oder weitergeleitet wird.) 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden-
kommen. 
 
2. Brand 
Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungs-
gemäßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat 
und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. 
 
3. Blitzschlag 
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines 
Blitzes auf Sachen. 
Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschluss-
schäden an elektrischen Einrichtungen und Geräten 
sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem 

Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, 
durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstanden 
sind. Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen 
Sachen als an elektrischen Einrichtungen und 
Geräten oder an Antennen stehen Schäden anderer 
Art gleich. 
 
4.1. Explosion 
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben 
von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich 
verlaufende Kraftäußerung.  
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung 
usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung in einem 
solchen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher 
Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und 
außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im Innern 
eines Behälters eine Explosion durch chemische 
Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen 
seiner Wandung nicht erforderlich. 
 
4.2. Implosion 
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer 
Zusammenfall eines Hohlkörpers durch äußeren 
Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes. 
 
5. Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind  
ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 
durch Erdbeben;  
 
§ 3 Einbruchdiebstahl 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch 
a) Einbruchdiebstahl, 
b) Vandalismus nach einem Einbruch, 
c) Raub 
oder durch den Versuch einer solchen Tat abhan-
denkommen, zerstört oder beschädigt werden. 
 
2. Einbruchdiebstahl 
Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb 
a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, 
einsteigt oder mittels eines Schlüssel, dessen 
Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu 
berechtigten Person veranlasst oder gebilligt worden 
ist (falscher Schlüssel) oder mittels anderer Werk-
zeuge eindringt; der Gebrauch eines falschen 
Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn 
feststeht, dass versicherte Sachen abhandenge-
kommen sind; 
b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behält-
nis aufbricht oder falsche Schlüssel (siehe a) oder 
andere Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; der 
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon 
dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte 
Sachen abhandengekommen sind; 
c) aus einem verschlossenen Raum eines 
Gebäudes Sachen entwendet, nachdem er sich in 
das Gebäude eingeschlichen oder dort verborgen 
gehalten hatte; 
d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem 
Diebstahl auf frischer Tat angetroffen wird und eines 
der Mittel gemäß Nr. 4 a) aa) oder 4 a) bb) anwen-
det, um sich den Besitz des gestohlenen Gutes zu 
erhalten; 
e) mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb 
oder außerhalb des Versicherungsortes durch 
Einbruchdiebstahl oder durch Raub gemäß Nr. 4 an 
sich gebracht hatte, in einen Raum eines Gebäudes 
eindringt oder dort ein Behältnis öffnet; 
f) in einen Raum eines Gebäudes mittels 
richtigem Schlüssel eindringt, den er – innerhalb 
oder außerhalb des Versicherungsortes – durch 
Diebstahl an sich gebracht hatte, vorausgesetzt, 

dass weder der Versicherungsnehmer noch der 
Gewahrsamsinhaber den Diebstahl des Schlüssels 
durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte. 
 
3. Vandalismus nach einem Einbruch 
Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn 
der Täter auf eine der in Nr. 2 a), 2 e) oder 2 f) 
bezeichneten Arten in den Versicherungsort ein-
dringt und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört 
oder beschädigt. 
 
4. Raub 
a) Raub liegt vor, wenn 
aa) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt 
angewendet wird, um dessen Widerstand gegen die 
Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. 
Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen 
ohne Überwindung eines bewussten Widerstandes 
entwendet werden (einfacher Diebstahl/Trick-
diebstahl); 
bb) der Versicherungsnehmer versicherte Sa-
chen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil 
eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben 
angedroht wird, die innerhalb des Versicherungsor-
tes – bei mehreren Versicherungsorten innerhalb 
desjenigen Versicherungsortes, an dem auch die 
Drohung ausgesprochen wird – verübt werden soll; 
cc) dem Versicherungsnehmer versicherte 
Sachen weggenommen werden, weil sein körperli-
cher Zustand unmittelbar vor der Wegnahme infolge 
eines Unfalls oder infolge einer nicht verschuldeten 
sonstigen Ursache wie beispielsweise Ohnmacht 
oder Herzinfarkt beeinträchtigt und dadurch seine 
Widerstandskraft ausgeschaltet ist. 
b) Dem Versicherungsnehmer stehen Personen 
gleich, die mit seiner Zustimmung in der Wohnung 
anwesend sind. 
c) Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort 
der Herausgabe oder Wegnahme erst auf Verlangen 
des Täters herangeschafft werden, es sei denn, das 
Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versiche-
rungsortes, an dem die Tathandlungen nach a) 
verübt wurden. 
 
5. Nicht versicherte Schäden 
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden, die 
verursacht werden durch  
weitere Elementargefahren (Überschwemmung, 
Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
Lawinen, Vulkanausbruch). 
 
6.  Besondere Vereinbarung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versiche-
rungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen. 
 
§ 4 Leitungswasser 
 
1. Bruchschäden 
Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) 
zum versicherten Hausrat gehören (§ 6 Nr. 2 c) aa)), 
leistet der Versicherer Entschädigung für innerhalb 
von Gebäuden eintretende 
a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an 
Rohren  
aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitun-
gen) oder den damit verbundenen Schläuchen, 
bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie 
Klima-, Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,  
cc) von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen, 
dd) von Gasleitungen, 
sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkes-
seln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind. 
b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend 
genannten Installationen: 
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aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklo-
setts, Armaturen (z. B. Wasser- und Absperrhähne, 
Ventile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie 
deren Anschlussschläuche; 
bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder ver-
gleichbare Teile von Warmwasserheizungs-, Dampf-
heizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen. 
Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte 
Baukörper, einschließlich der Bodenplatte. 
Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach 
gelten als Rohre innerhalb des Gebäudes. 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind 
Rohre und Installationen unterhalb der Bodenplatte 
(tragend oder nicht tragend) nicht versichert. 
 
2. Nässeschäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden 
oder abhandenkommen. 
Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasser-
versorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit ver-
bundenen Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem 
verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren 
wasserführenden Teilen, aus Einrichtungen der 
Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima- 
Wärmepumpen oder Solarheizungsanlagen, aus 
Wasserlösch- und Berieselungsanlagen, aus Was-
serbetten und Aquarien sowie aus Schwimmbecken 
ausgetreten sein. 
Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasser-
dampf stehen Leitungswasser gleich.  
 
3. Nicht versicherte Schäden 
a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch 
aa) Plansch- oder Reinigungswasser, 
bb) Schwamm, 
cc) Grundwasser, stehendes oder fließendes 
Gewässer, Überschwemmung oder Witterungsnie-
derschläge oder einen durch diese Ursachen her-
vorgerufenen Rückstau, 
dd) Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkan-
ausbruch, 
ee) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, 
dass Leitungswasser nach Nr. 2 die Erdsenkung 
oder den Erdrutsch verursacht hat,  
ff) Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der 
Berieselungsdüsen wegen eines Brandes, durch 
Druckproben oder durch Umbauten oder Reparatur-
arbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der 
Wasserlösch- oder Berieselungsanlage. 
b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung 
für Schäden 
aa) an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die 
nicht bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäu-
den oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen, 
bb) am Inhalt eines Aquariums, die als Folge 
dadurch entstehen, dass Wasser aus dem Aquarium 
ausgetreten ist. 
 
4.  Besondere Vereinbarung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versiche-
rungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen. 
 
§ 5 Sturm, Hagel 
 
1. Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder 
abhandenkommen 
a) durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf versicherte Sachen oder 

auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen 
befinden; 
b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäu-
deteile, Bäume oder andere Gegenstände auf 
versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich 
versicherte Sachen befinden, wirft; 
c) als Folge eines Schadens nach a) oder b) an 
versicherten Sachen; 
d) durch die unmittelbare Einwirkung des 
Sturmes oder Hagels auf Gebäude, die mit dem 
versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherten Sachen befinden, baulich verbun-
den sind; 
e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäu-
deteile, Bäume oder andere Gegenstände auf 
Gebäude wirft, die mit dem versicherten Gebäude 
oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen 
befinden, baulich verbunden sind. 
 
2. Sturm  
Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von 
mindestens Windstärke 8 nach Beaufort (Windge-
schwindigkeit mindestens 63 km/Stunde). Ist die 
Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so 
wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass 
a) die Luftbewegung in der Umgebung des 
Versicherungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in 
einwandfreiem Zustand oder an ebenso wider-
standsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder 
dass 
b) der Schaden wegen des einwandfreien 
Zustandes des versicherten Gebäudes oder des 
Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 
befunden haben, oder mit diesem Gebäude baulich 
verbundenen Gebäuden, nur durch Sturm entstan-
den sein kann. 
 
3. Hagel 
Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form 
von Eiskörnern. 
 
4. Nicht versicherte Schäden 
a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch  
aa) Sturmflut, 
bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 
Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlossene 
Fenster, Außentüren oder andere Öffnungen, es sei 
denn, dass diese Öffnungen durch eine der versi-
cherten Naturgefahren (siehe Nr. 1 a)) entstanden 
sind und einen Gebäudeschaden darstellen, 
cc) weitere Elementargefahren (Überschwem-
mung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schnee-
druck, Lawinen, Vulkanausbruch). 
dd) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung, Seng- und Nutzwärmeschäden; dies 
gilt nicht für Erdbeben, 
b)  Der Versicherer leistet keine Entschädigung 
für Schäden an  
aa) Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen, 
bb) Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden 
befinden. Nach Nr. 1 versichert sind jedoch auf dem 
gesamten Grundstück, auf dem sich die versicherte 
Wohnung befindet, Antennenanlagen und Markisen, 
wenn sie ausschließlich vom Versicherungsnehmer 
genutzt werden. 
 
5.  Besondere Vereinbarung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versiche-
rungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen. 
 

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Sachen, 
Versicherungsort 

 
1. Beschreibung des Versicherungsumfangs 
Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versi-
cherungsschein bezeichneten Wohnung (Versiche-
rungsort). 
Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder 
unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfalls aus 
dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und 
örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang 
zerstört oder beschädigt wird oder abhandenkommt, 
ist versichert. 
Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein 
bezeichneten Wohnung ist nur im Rahmen der 
Außenversicherung (§ 7) oder soweit dies gesondert 
im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert. 
 
2. Definitionen 
a) Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem 
Haushalt des Versicherungsnehmers zur privaten 
Nutzung (Gebrauch bzw. Verbrauch) dienen. 
b) Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls 
zum Hausrat. Hierfür gelten besondere Vorausset-
zungen und Entschädigungsgrenzen (§ 13). 
c) Ferner gehören zum Hausrat 
aa) alle in das Gebäude eingefügten Sachen 
(z. B. Einbaumöbel, Einbauküchen, Rohre), die der 
Versicherungsnehmer als Mieter oder Wohnungsei-
gentümer auf seine Kosten beschafft oder über-
nommen hat und daher hierfür die Gefahr trägt. Eine 
anderweitige Vereinbarung über die Gefahrtragung 
ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen; 
bb) Anbaumöbel und Anbauküchen, die serien-
mäßig produziert und nicht individuell für das Ge-
bäude gefertigt, sondern lediglich mit einem gerin-
gen Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse 
angepasst worden sind; 
cc) privat genutzte Antennenanlagen und Marki-
sen, die ausschließlich der versicherten Wohnung 
gemäß Nr. 1 dienen und sich auf dem Grundstück 
befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt; 
dd) im Haushalt des Versicherungsnehmers 
befindliches fremdes Eigentum, soweit es sich nicht 
um das Eigentum von Mietern bzw. Untermietern 
des Versicherungsnehmers handelt (siehe Nr. 4 e); 
ee) nicht versicherungspflichtige 
–  Elektrofahrräder (so genannte Pedelecs), die 

nur dann eine Unterstützung durch einen Elekt-
roantrieb bis zu einer Geschwindigkeit von nicht 
mehr als 25 km/h erhalten, wenn der Fahrer in 
die Pedale tritt. Derartige Pedelecs sind auch 
dann versichert, wenn sie über eine elektrische 
Anfahrhilfe verfügen, die das Fahrrad rein 
elektrisch (also ohne zu treten) auf nicht mehr 
als 6 km/h beschleunigen,  

–  selbstfahrende Krankenfahrstühle,  
–  Rasenmäher,  
–  Go-Karts,  
–  Modell- und Spielfahrzeuge; 
ff) Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote 
einschließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte; 
gg) nicht zulassungspflichtige Flugmodelle, 
soweit sie sich nicht in Gebrauch befinden, Fall- und 
Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen; 
hh) Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, 
die ausschließlich dem Beruf oder dem Gewerbe 
des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person dienen; 
Handelswaren und Musterkollektionen sind hiervon 
ausgeschlossen; 
ii) Haustiere, d. h. Tiere, die regelmäßig artge-
recht in Wohnungen nach Nr. 3 a) gehalten werden 
(z. B. Fische, Hunde, Katzen, Vögel). 
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3. Versicherungsort 
Versicherungsort ist die im Versicherungsschein 
bezeichnete Wohnung. Zur Wohnung gehören 
a) diejenigen Räume, die zu Wohnzwecken 
dienen und eine selbstständige Lebensführung 
ermöglichen. Dies sind die ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häusli-
cher Gemeinschaft lebenden Person privat genutz-
ten Flächen eines Gebäudes. Räume, die aus-
schließlich beruflich oder gewerblich genutzt werden, 
gehören nicht zur Wohnung, es sei denn, sie sind 
ausschließlich über die Wohnung zu betreten (sog. 
Arbeitszimmer in der Wohnung); 
b) Loggien, Balkone, an das Gebäude unmittel-
bar anschließende Terrassen sowie ausschließlich 
vom Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person zu 
privaten Zwecken genutzte Räume in Nebengebäu-
den – einschließlich Garagen und Gartenhäuser – 
des Grundstücks, auf dem sich die versicherte 
Wohnung befindet; 
c) gemeinschaftlich genutzte, verschließbare 
Räume, in denen Hausrat bestimmungsgemäß 
vorgehalten wird (z. B. Fahrradkeller, Waschkeller), 
auf dem Grundstück, auf dem sich die versicherte 
Wohnung befindet; 
d) darüber hinaus privat genutzte Garagen, 
soweit sich diese in der Nähe des Versicherungs-
ortes befinden; 
e) Versicherungsschutz besteht auch in Tresor-
räumen von Geldinstituten, soweit dort Kunden-
schließfächer vom Versicherungsnehmer und von 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Perso-
nen zu privaten Zwecken genutzt werden (Entschä-
digungsgrenze hierfür siehe § 13 Nr. 2b) dd). 
 
4. Nicht versicherte Sachen; Daten und  

Programme 
Nicht zum Hausrat gehören 
a) Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in 
Nr. 2 c) aa) genannt; 
b) vom Gebäudeeigentümer eingebrachte 
Sachen, für die dieser Gefahr trägt. 
Sofern die ursprünglich vom Gebäudeeigentümer 
eingebrachten oder in dessen Eigentum übergegan-
genen Sachen durch den Mieter ersetzt werden 
- auch höher- oder geringerwertigere -, sind diese 
Sachen im Rahmen dieses Vertrages nicht versi-
chert. Das Gleiche gilt für vom Wohnungseigentümer 
ersetzte Sachen; 
c) Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, 
unabhängig von deren Versicherungspflicht, sowie 
Teile und Zubehör von Kraftfahrzeugen und Anhä-
ngern, soweit nicht unter Nr. 2 c) ee) genannt; 
d) Luft- und Wasserfahrzeuge, unabhängig von 
deren Versicherungspflicht, einschließlich nicht 
eingebauter Teile, soweit nicht unter Nr. 2 c) ee) 
bis gg) genannt; 
e) Hausrat von Mietern und Untermietern in der 
Wohnung des Versicherungsnehmers, es sei denn, 
dieser wurde ihnen vom Versicherungsnehmer 
überlassen;  
f) Sachen im Privatbesitz, die durch einen 
gesonderten Versicherungsvertrag versichert sind 
(z. B. für Schmucksachen und Pelze, Kunstgegen-
stände, Musikinstrumente bzw. Jagd- und Sportwaf-
fen); 
g)  Elektronisch gespeicherte Daten und Pro-
gramme sind keine Sachen. Kosten für die techni-
sche Wiederherstellung von elektronisch gespeicher-
ten, ausschließlich für die private Nutzung bestimm-
ter Daten und Programme sind nur versichert, soweit 
dies gesondert im Versicherungsvertrag vereinbart 
ist. 
 

5.  Besondere Vereinbarung 
Ein eventuell vereinbarter Selbstbehalt je Versiche-
rungsfall ergibt sich aus dem Versicherungsschein 
oder seinen Nachträgen. 
 
§ 7 Außenversicherung 
 
1. Begriff und Geltungsdauer der  

Außenversicherung 
Versicherte Sachen, die Eigentum des Versiche-
rungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person sind oder die deren 
Gebrauch dienen, sind weltweit auch versichert, 
solange sie sich vorübergehend außerhalb des 
Versicherungsortes befinden. Zeiträume von mehr 
als drei Monaten gelten nicht als vorübergehend. 
 
2. Unselbstständiger Hausstand während  

Wehr- und Zivildienst oder Ausbildung 
Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person zur 
Ausbildung, zur Ableistung eines freiwilligen Wehr-
dienstes, eines internationalen oder nationalen 
Jugendfreiwilligendienstes (Freiwilliges Soziales 
oder Ökologisches Jahr) oder des Bundesfreiwilli-
gendienstes außerhalb der Wohnung auf, so gilt dies 
so lange als vorübergehend im Sinne der Nr. 1, bis 
ein eigener Hausstand begründet wird. 
 
3. Einbruchdiebstahl 
Für Schäden durch Einbruchdiebstahl und Vanda-
lismus müssen die in § 3 Nrn. 2 und 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllt sein.  
 
4. Raub 
Bei Androhung einer Gewalttat mit Gefahr für Leib 
oder Leben besteht Außenversicherungsschutz nur 
in den Fällen, in denen der Versicherungsnehmer 
versicherte Sachen herausgibt oder sich wegneh-
men lässt, weil eine Gewalttat an Ort und Stelle 
verübt werden soll. Dies gilt auch, wenn der Raub an 
Personen begangen wird, die mit dem Versiche-
rungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. Der 
Außenversicherungsschutz erstreckt sich ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf 
Sachen, die erst auf Verlangen des Täters an den 
Ort der Wegnahme oder Herausgabe gebracht 
werden. 
 
5. Sturm und Hagel 
Für Sturm- und Hagelschäden besteht Außenversi-
cherungsschutz nur innerhalb von Gebäuden. 
 
6. Entschädigungsgrenzen 
a) Die Entschädigung im Rahmen der Außen-
versicherung ist insgesamt auf 10 Prozent der 
Versicherungssumme, höchstens 15.000,00 EUR, 
begrenzt. 
b) Für Wertsachen - auch Bargeld - und für 
Sachen in Tresorräumen in Geldinstituten gelten 
zusätzlich Entschädigungsgrenzen (§ 13 Nr. 2). 
 
§ 8 Versicherte Kosten 
 
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls 
notwendigen und tatsächlich angefallenen 
 
1.  Aufräumungs-, Abbruch- und Absperrkosten; 

Bewegungs- und Schutzkosten; Feuerlösch-
kosten 

Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versiche-
rungsfalls notwendigen 
a) Aufräumungs-, Abbruch- und Absperrkosten; 
d. h.  
-  Kosten für das Aufräumen und den Abbruch 

versicherter Sachen, 

-  für das Abfahren von Schutt und sonstigen 
Resten dieser Sachen zum nächsten Ablage-
rungsplatz,  

-  für das Ablagern und Vernichten sowie 
-  die Kosten für das Absperren von Straßen, 

Wegen und Grundstücken; 
b) Bewegungs- und Schutzkosten;  
d. h. Kosten, die dadurch entstehen, dass zum 
Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaf-
fung von versicherten Sachen und von Sachen, 
welche durch einen anderen Vertrag gegen dieselbe 
Gefahr versichert sind, andere Sachen bewegt, 
verändert oder geschützt werden müssen. Bewe-
gungs- und Schutzkosten sind insbesondere Auf-
wendungen für De- oder Remontage von Maschinen 
oder sonstigen Sachen, für Durchbruch, Abriss oder 
Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder für das 
Erweitern von Öffnungen;  
c)  Feuerlöschkosten; d. h. Kosten, die der 
Versicherungsnehmer zur Brandbekämpfung für 
geboten halten durfte, einschließlich der Kosten 
nach § 29 Nr. 1 f, die nach jener Bestimmung nicht 
zu ersetzen sind. Dazu gehören auch freiwillige 
Zuwendungen des Versicherungsnehmers an 
Personen, die sich bei der Brandschutzbekämpfung 
eingesetzt haben. Sie sind nur zu ersetzen, wenn 
der Versicherer vorher zugestimmt hatte. 
 
2.  Hotelkosten 
für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Neben-
kosten (z. B. Frühstück, Telefon), wenn die ansons-
ten ständig bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde 
und dem Versicherungsnehmer auch die Beschrän-
kung auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. 
Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in 
dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens 
für die Dauer von 100 Tagen. Die Entschädigung ist 
pro Tag auf ein Promille der Versicherungssumme 
begrenzt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. 
 
3.  Transport- und Lagerkosten 
für Transport und Lagerung des versicherten Haus-
rats, wenn die Wohnung unbenutzbar wurde und 
dem Versicherungsnehmer auch die Lagerung in 
einem benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die 
Kosten für die Lagerung werden bis zu dem Zeit-
punkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutzbar 
oder eine Lagerung in einem benutzbaren Teil der 
Wohnung wieder zumutbar ist, längstens für die 
Dauer von 100 Tagen. 
 
4. Schlossänderungskosten 
für Schlossänderungen der Wohnung, wenn Schlüs-
sel für Türen der Wohnung oder für dort befindliche 
Wertschutzschränke durch einen Versicherungsfall 
abhandengekommen sind. 
 
5. Bewachungskosten 
für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die 
Wohnung unbewohnbar wurde und Schließvorrich-
tungen und sonstige Sicherungen keinen ausrei-
chenden Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu 
dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtun-
gen oder sonstige Sicherungen wieder voll ge-
brauchsfähig sind, längstens für die Dauer von 
72 Stunden. 
 
6. Reparaturkosten für Gebäudeschäden 
die im Bereich der Wohnung durch Einbruchdieb-
stahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat oder 
innerhalb der Wohnung durch Vandalismus nach 
einem Einbruch oder einem Raub entstanden sind. 
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7. Reparaturkosten für Nässeschäden  
(gem. § 4 Nr. 2) 

an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in 
gemieteten bzw. in Sondereigentum befindlichen 
Wohnungen.  
 
8.  Kosten für provisorische Maßnahmen  
Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz 
versicherter Sachen (z. B. wenn nach einem Versi-
cherungsfall bis zur Wiederherstellung der endgülti-
gen Schutz- und Sicherungseinrichtungen Öffnun-
gen vorläufig verschlossen werden müssen (z. B. 
Notverschalungen, Notverglasungen).  
 
9. Mehrkosten infolge Preissteigerungen 
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versiche-
rungsfalls notwendigen Mehrkosten infolge Preis-
steigerungen zwischen dem Eintritt des Versiche-
rungsfalls und der Wiederherstellung. Veranlasst der 
Versicherungsnehmer nicht unverzüglich die Wie-
derherstellung, sind die Mehrkosten nur in dem 
Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei unverzügli-
cher Wiederherstellung entstanden wären. 
 
10. Einzelheiten zur Erstattung der Aufwendun-
gen zur Abwendung und Minderung des Schadens 
und der Kosten der Ermittlung und Feststellung des 
Schadens siehe § 29. 
 
§ 9 Versicherungswert, Versicherungs-

summe, Unterversicherungsverzicht 
 
1. Versicherungswert 
Der Versicherungswert bildet die Grundlage der 
Entschädigungsberechnung. 
a) Versicherungswert ist der Wiederbeschaf-
fungswert von Sachen gleicher Art und Güte in 
neuwertigem Zustand (Neuwert). 
b) Für Kunstgegenstände (§ 13 Nr. 1 a) dd)) 
und Antiquitäten (§ 13 Nr. 1 a) ee)) ist der Versiche-
rungswert der Wiederbeschaffungspreis von Sachen 
gleicher Art und Güte. 
c) Sind Sachen für ihren Zweck in dem versi-
cherten Haushalt nicht mehr zu verwenden, so ist 
der Versicherungswert der für den Versicherungs-
nehmer erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert). 
d) Soweit die Entschädigung für Wertsachen auf 
bestimmte Beträge begrenzt (Entschädigungsgren-
zen (§ 13 Nr. 2) ist, werden bei der Ermittlung des 
Versicherungswertes höchstens diese Beträge 
berücksichtigt. 
 
2. Versicherungssumme  
a) Die Versicherungssumme soll dem Versiche-
rungswert entsprechen. 
b) Die Versicherungssumme erhöht sich um 
einen Vorsorgebetrag von zehn Prozent. 
 
3. Unterversicherungsverzicht  
Eine Unterversicherung liegt vor, wenn die Versiche-
rungssumme im Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
(§ 1) niedriger ist, als der Versicherungswert (Nr. 1) 
der versicherten Sachen. 
a) Voraussetzungen des Unterversicherungs-

verzichts 
Der Versicherer nimmt bei der Entschädigung keinen 
Abzug wegen Unterversicherung vor (Unterversiche-
rungsverzicht), wenn 
aa) bei Eintritt des Versicherungsfalls die Wohn-
fläche der im Versicherungsschein genannten 
Wohnfläche entspricht und 
bb) die vereinbarte Versicherungssumme den 
vom Versicherer für die Vereinbarung eines Unter-
versicherungsverzichtes vorgegebenen Betrag pro 
Quadratmeter Wohnfläche, multipliziert mit der im 

Versicherungsschein genannten Wohnfläche, nicht 
unterschreitet 
cc) und nicht ein weiterer Hausratversicherungs-
vertrag für denselben Versicherungsort ohne Unter-
versicherungsverzicht besteht. 
b) Aufhebung des Unterversicherungsver-

zichts/Kündigungsrecht 
Der Versicherungsnehmer kann ohne besondere 
Frist, der Versicherer unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten, durch Erklärung in Textform 
verlangen, dass der nach diesen Bestimmungen 
vereinbarte Unterversicherungsverzicht aufgehoben 
wird  
–  zum Ablauf des ersten Versicherungsjahres 

(siehe § 40) oder 
–  danach zum Ablauf des Versicherungsmonats.  
Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, 
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
besondere Frist zum Ablauf des Versicherungsmo-
nats, mit dem der Unterversicherungsverzicht endet, 
in Textform kündigen. 
 
4. Anpassung von Versicherungssumme  

und Prämie  
a) Die Versicherungssumme wird entsprechend 
der Entwicklung des Preisindexes - siehe b) - 
angepasst. 
b) Die Versicherungssumme erhöht oder 
vermindert sich mit Beginn eines jeden Versiche-
rungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, um den 
sich der Preisindex für “Verbrauchs- und Gebrauchs-
güter ohne Nahrungsmittel und ohne die normaler-
weise nicht in der Wohnung gelagerten Güter” - aus 
dem Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) - 
im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem 
davorliegenden Kalenderjahr verändert hat. Maßge-
bend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für 
den Monat September veröffentlichte Index.  
Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten 
Stelle nach dem Komma berücksichtigt.  
Die neue Versicherungssumme wird auf volle 
hundert Euro aufgerundet und dem Versicherungs-
nehmer bekannt gegeben.  
c) Die Prämie wird aus der neuen Versiche-
rungssumme berechnet. 
d) Innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung über die neue Versicherungssumme kann 
der Versicherungsnehmer der Anpassung durch 
Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit 
wird die Anpassung nicht wirksam. Bei Unterschrei-
ten des vom Versicherer vorgegebenen Betrages 
pro Quadratmeter entfällt gleichzeitig der Unterversi-
cherungsverzicht. 
 
§ 10 Anpassung der Prämie 
 
1. Grundsatz 
Die Prämie, auch soweit sie für erweiterten Versi-
cherungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn eines 
jeden Versicherungsjahres nach Maßgabe der 
nachfolgenden Regelungen zur Anpassung des 
Prämiensatzes steigen oder sinken. 
 
2. Anpassung von Prämiensatz und Prämie  
a) Der Versicherer kann die Prämie pro Tausend 
EUR Versicherungssumme für bestehende Versi-
cherungsverträge, auch soweit sie für erweiterten 
Versicherungsschutz vereinbart ist (Prämiensatz), 
mit Wirkung von Beginn der nächsten Versiche-
rungsperiode an erhöhen. Dabei darf der geänderte 
Prämiensatz den im Zeitpunkt der Änderung gelten-
den Tarifprämiensatz nicht übersteigen. 
Erhöht sich die Prämie auf Grund der Prämienan-
passung, ohne dass sich der Umfang des Versiche-
rungsschutzes ändert, kann der Versicherungsneh-

mer den Versicherungsvertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem 
Zeitpunkt kündigen, in dem die Prämienerhöhung 
wirksam werden sollte. 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der 
Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
Mitteilung muss dem Versicherungsnehmer spätes-
tens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Prämienerhöhung zugehen. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht. 
 
§ 11 Wohnungswechsel 
 
1. Umzug in eine neue Wohnung 
Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, 
geht der Versicherungsschutz auf die neue Woh-
nung über. Während des Wohnungswechsels 
besteht in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. 
Der Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung 
erlischt spätestens drei Monate nach Umzugsbe-
ginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem 
erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die neue 
Wohnung gebracht werden. 
 
2. Mehrere Wohnungen 
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die 
bisherige Wohnung, geht der Versicherungsschutz 
nicht über, wenn er die alte Wohnung weiterhin 
bewohnt (Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit 
von drei Monaten besteht Versicherungsschutz in 
beiden Wohnungen.  
 
3. Umzug ins Ausland 
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundes-
republik Deutschland, so geht der Versicherungs-
schutz nicht auf die neue Wohnung über. Der 
Versicherungsschutz in der bisherigen Wohnung 
erlischt spätestens drei Monate nach Umzugsbe-
ginn. 
 
4. Anzeige der neuen Wohnung 
a) Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätes-
tens bei Beginn des Einzuges dem Versicherer mit 
Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern in 
Textform anzuzeigen. 
b) Waren für die bisherige Wohnung besondere 
Sicherungen vereinbart, so ist dem Versicherer in 
Textform mitzuteilen, ob entsprechende Sicherungen 
in der neuen Wohnung vorhanden sind (§ 19). 
c) Verändert sich nach dem Wohnungswechsel 
die Wohnfläche oder der Wert des Hausrates und 
wird der Versicherungsschutz nicht entsprechend 
angepasst, kann dies zu einer Unterversicherung 
(§ 12 Nr. 5) führen. 
 
5. Festlegung der neuen Prämie,  

Kündigungsrecht 
a) Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der 
neuen Wohnung gültigen Tarifbestimmungen des 
Versicherers. 
b) Bei einer Erhöhung der Prämie auf Grund 
veränderter Prämiensätze oder bei Erhöhung eines 
Selbstbehaltes kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens 
einen Monat nach Zugang der Mitteilung über die 
Erhöhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat nach 
Zugang wirksam. Die Kündigung ist in Textform zu 
erklären. 
c) Der Versicherer kann bei Kündigung durch 
den Versicherungsnehmer die Prämie nur in der 
bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der 
Kündigung beanspruchen.  
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6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung 
a) Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der 
Versicherungsnehmer aus der Ehewohnung aus und 
bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung 
zurück, so gelten als Versicherungsort (§ 6 Nr. 3) die 
neue Wohnung des Versicherungsnehmers und die 
bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer Ände-
rung des Versicherungsvertrages, längstens bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Prämienfälligkeit. Danach besteht Versicherungs-
schutz nur noch in der neuen Wohnung des Versi-
cherungsnehmers. 
b) Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer 
und zieht bei einer Trennung von Ehegatten einer 
der Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind 
Versicherungsort (§ 6 Nr. 3) die bisherige Ehewoh-
nung und die neue Wohnung des ausziehenden 
Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung des 
Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf 
von drei Monaten nach der nächsten, auf den 
Auszug des Ehegatten folgenden Prämienfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die 
neue Wohnung. 
c) Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, 
so gilt b) entsprechend. Nach Ablauf der Frist von 
drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug 
der Ehegatten folgenden Prämienfälligkeit erlischt 
der Versicherungsschutz für beide neuen Wohnun-
gen. 
 
7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartner-

schaften 
Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensge-
meinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern 
beide Partner am Versicherungsort gemeldet sind. 
 
§ 12 Entschädigungsberechnung,  

Unterversicherung 
 
1. Ersetzt werden im Versicherungsfall bei 
a) zerstörten oder abhandengekommenen 
Sachen der Versicherungswert (§ 9 Nr. 1) bei Eintritt 
des Versicherungsfalls (§ 1); 
b) beschädigten Sachen die notwendigen 
Reparaturkosten bei Eintritt des Versicherungsfalls 
zuzüglich einer durch die Reparatur nicht auszuglei-
chenden Wertminderung, höchstens jedoch der 
Versicherungswert (§ 9 Nr. 1) bei Eintritt des Versi-
cherungsfalls (§ 1). 
Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit 
einer Sache nicht beeinträchtigt und ist dem Versi-
cherungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur 
zumutbar (sogenannter Schönheitsschaden), so ist 
die Beeinträchtigung durch Zahlung des Betrages 
auszugleichen, der dem Minderwert entspricht. 
 
2. Restwerte 
Restwerte werden in den Fällen von Nr. 1 angerech-
net. 
 
3. Mehrwertsteuer 
Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der 
Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; 
das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat. 
 
4. Gesamtentschädigung,  

Kosten auf Grund Weisung 
Die Entschädigung für versicherte Sachen ein-
schließlich versicherter Kosten ist je Versicherungs-
fall (§ 1) auf die vereinbarte Versicherungssumme 
(§ 9 Nr. 2 a) einschließlich Vorsorgebetrag (§ 9 Nr. 
2 b)) begrenzt. 

Schadenabwendungs- und Schadenminderungskos-
ten (§ 29), die auf Weisung des Versicherers ent-
standen sind, werden unbegrenzt ersetzt. 
Wird die vereinbarte Versicherungssumme ein-
schließlich Vorsorgebetrag für die Entschädigung 
versicherter Sachen bereits vollständig ausge-
schöpft, so werden versicherte Kosten (§ 8) darüber 
hinaus bis zu 10 Prozent der Versicherungssumme 
(§ 9 Nr. 2 a)) ersetzt. 
 
5. Feststellung und Berechnung einer  

Unterversicherung 
Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls (§ 1) niedriger als der Versiche-
rungswert (§ 9 Nr. 1) der versicherten Sachen 
(Unterversicherung) und ist kein Unterversiche-
rungsverzicht vereinbart bzw. dieser nachträglich 
entfallen, wird die Entschädigung gemäß Nr. 1 in 
dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Versicherungswert nach folgender Berechnungsfor-
mel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag 
multipliziert mit der Versicherungssumme dividiert 
durch den Versicherungswert. 
 
6. Versicherte Kosten (auf erstes Risiko) 
Die versicherten Kosten (§ 8) sind auf Erstes Risiko 
bis zu den jeweils zur hierfür vereinbarten Entschä-
digungsgrenzen mitversichert. 
 
§ 13  Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, 

Wertschutzschränke 
 
1. Definitionen 
a) Versicherte Wertsachen (§ 6 Nr. 2 b)) sind 
aa) Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträ-
ge (z. B. Chipkarte), 
bb) Urkunden einschließlich Sparbücher und 
sonstige Wertpapiere, 
cc) Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Brief-
marken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen 
aus Gold und Platin, 
dd) Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobe-
lins sowie Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, 
Collagen, Zeichnungen, Grafiken und Plastiken) 
sowie nicht in cc) genannte Sachen aus Silber 
ee) Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt 
sind), jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken. 
b) Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) 
sind Sicherheitsbehältnisse, die 
aa) durch die VdS Schadenverhütung GmbH 
oder durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstel-
le anerkannt sind und 
bb) als freistehende Wertschutzschränke ein 
Mindestgewicht von 200 kg aufweisen oder bei 
geringerem Gewicht nach den Vorschriften des 
Herstellers fachmännisch verankert oder in der 
Wand oder im Fußboden bündig eingelassen sind 
(Einmauerschrank). 
 
2. Entschädigungsgrenzen 
a) Die Entschädigung für Wertsachen unterliegt 
einer besonderen Entschädigungsgrenze. Sie 
beträgt je Versicherungsfall 20 Prozent der Versiche-
rungssumme, sofern nicht etwas anderes vereinbart 
ist. 
b) Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des 
Versicherungsfalls außerhalb eines anerkannten und 
verschlossenen Wertschutzschrankes (siehe Nr. 1 b) 
befunden haben, ist die Entschädigung je Versiche-
rungsfall begrenzt auf 
aa) 1.500,00 EUR insgesamt für Bargeld und auf 
Geldkarten geladene Beträge mit Ausnahme von 
Münzen, deren Versicherungswert den Nennbetrag 
übersteigt,  
bb) 3.000,00 EUR insgesamt für Urkunden 
einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere,  

cc) 25.000,00 EUR insgesamt für Schmucksa-
chen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin,  
dd) 5 Prozent der Versicherungssumme insge-
samt für Sachen in Bankschließfächern (§ 6 Nr. 
3 e)). 
 
§ 14 Zahlung und Verzinsung der  

Entschädigung 
 
1. Fälligkeit der Entschädigung 
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind. 
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-
zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 
 
2. Verzinsung 
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht 
besteht: 
a) Die Entschädigung ist – soweit sie nicht 
innerhalb eines Monats nach Meldung des Scha-
dens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen. 
b) Der Zinssatz liegt ein Prozentpunkt unter 
dem jeweiligen Basiszinssatz des Bürgerlichen 
Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 
vier Prozent und höchstens bei sechs Prozent 
Zinsen pro Jahr. 
c) Die Zinsen werden zusammen mit der 
Entschädigung fällig. 
 
3. Hemmung 
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann. 
 
4. Aufschiebung der Zahlung 
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 
solange 
a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des 
Versicherungsnehmers bestehen; 
b) ein behördliches oder strafgerichtliches 
Verfahren gegen den Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalls noch läuft. 
 
§ 15 Sachverständigenverfahren 
 
1. Feststellung der Schadenhöhe 
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des 
Versicherungsfalls verlangen, dass die Höhe des 
Schadens in einem Sachverständigenverfahren 
festgestellt wird. 
Ein solches Sachverständigenverfahren können 
Versicherer und Versicherungsnehmer auch ge-
meinsam vereinbaren. 
 
2. Weitere Feststellungen 
Das Sachverständigenverfahren kann durch Verein-
barung auf weitere Feststellungen zum Versiche-
rungsfall ausgedehnt werden. 
 
3. Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt: 
a) Jede Partei hat in Textform einen Sachver-
ständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren 
Sachverständigen benannt hat, kann die Andere 
unter Angabe des von ihr genannten Sachverständi-
gen in Textform auffordern, den zweiten Sachver-
ständigen zu benennen. Wird der zweite Sachver-
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ständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die 
auffordernde Partei durch das für den Schadenort 
zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der 
Aufforderung durch den Versicherer ist der Versiche-
rungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen. 
b) Der Versicherer darf als Sachverständigen 
keine Person benennen, die Mitbewerber des 
Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder 
Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die 
bei Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt 
ist oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis 
steht. 
c) Beide Sachverständige benennen in Text-
form vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten 
Sachverständigen als Obmann. Die Regelung 
unter b) gilt entsprechend für die Benennung eines 
Obmannes durch die Sachverständigen. Einigen 
sich die Sachverständigen nicht, so wird der Ob-
mann auf Antrag einer Partei durch das für den 
Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt. 
 
4. Feststellung 
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen 
enthalten: 
a) ein Verzeichnis der abhandengekommenen, 
zerstörten und beschädigten versicherten Sachen 
sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in 
Frage kommenden Versicherungswerte zum Zeit-
punkt des Versicherungsfalls; 
b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaf-
fungskosten; 
c) die Restwerte, der vom Schaden betroffenen 
Sachen; 
d) die nach dem Versicherungsvertrag versi-
cherten Kosten; 
e) den Versicherungswert der nicht vom Scha-
den betroffenen versicherten Sachen zum Zeitpunkt 
des Versicherungsfalls, wenn kein Unterversiche-
rungsverzicht gegeben ist. 
 
5. Verfahren nach Feststellung 
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellun-
gen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die 
Feststellungen der Sachverständigen voneinander 
ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig geblie-
benen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen 
der Sachverständigen gezogenen Grenzen und 
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig. 
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 
Auf Grund dieser verbindlichen Feststellungen 
berechnet der Versicherer die Entschädigung. 
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen 
diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt 
auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung 
nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 
 
6. Kosten 
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die 
Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur 
Hälfte. 
 
7. Obliegenheiten 
Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht 
berührt. 
 

§ 16 Wiederherbeigeschaffte Sachen 
 
1. Anzeigepflicht 
Wird der Verbleib abhandengekommener Sachen 
ermittelt, hat der Versicherungsnehmer oder der 
Versicherer dies nach Kenntniserlangung unverzüg-
lich dem Vertragspartner in Textform anzuzeigen. 
 
2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer 
abhandengekommenen Sache zurückerlangt, bevor 
die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt 
worden ist, so behält er den Anspruch auf die 
Entschädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei 
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. 
Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte 
Entschädigung zurückzugeben. 
 
3. Wiedererhalt nach Zahlung der  

Entschädigung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz 
einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, 
nachdem für diese Sache eine Entschädigung in 
voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt 
worden ist, so hat der Versicherungsnehmer die 
Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache dem 
Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versiche-
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb von 
zwei Wochen nach Empfang einer Aufforderung (in 
Textform) des Versicherers auszuüben; nach frucht-
losem Ablauf dieser Frist geht das Wahlrecht auf 
den Versicherer über. 
b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz 
einer abhandengekommenen Sache zurückerlangt, 
nachdem für diese Sache eine Entschädigung 
gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer 
als der Versicherungswert ist, so kann der Versiche-
rungsnehmer die Sache behalten und muss sodann 
die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich 
hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang 
einer in Textform geäußerten Aufforderung des 
Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungs-
nehmer die Sache im Einvernehmen mit dem 
Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu 
lassen. Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten 
erhält der Versicherer den Anteil, welcher der von 
ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung 
entspricht. 
 
4. Beschädigte Sachen 
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, 
so kann der Versicherungsnehmer die bedingungs-
gemäße Entschädigung in Höhe der Reparaturkos-
ten auch dann verlangen oder behalten, wenn die 
Sachen in den Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm 
verbleiben. 
 
5. Gleichstellung 
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es 
gleich, wenn der Versicherungsnehmer die Möglich-
keit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen. 
 
6. Übertragung der Rechte 
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so 
hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum 
und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit 
Bezug auf diesen Sachen zustehen. 
 
7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten  

Wertpapieren 
Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für 
kraftlos erklärt worden, so hat der Versicherungs-
nehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn 
er das Wertpapier zurückerlangt hätte. Jedoch kann 
der Versicherungsnehmer die Entschädigung 

behalten, soweit ihm durch Verzögerung fälliger 
Leistungen aus den Wertpapieren ein Zinsverlust 
entstanden ist. 
 
§ 17 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers 

oder seines Vertreters bis zum Vertrags-
schluss 

 
1. Wahrheitsgemäße und vollständige  

Anzeigepflicht von Gefahrumständen 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in 
Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt. 
 
2. Rechtsfolgen der Verletzung der  

Anzeigepflicht 
a) Vertragsänderung 
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände 
den Vertrag auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen, so werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertrags-
bestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Ver-
tragsänderung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzu-
weisen. 
b) Rücktritt und Leistungsfreiheit 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nummer 1, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätz-
lich noch grob fahrlässig verletzt. 
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen hätte. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 
c) Kündigung 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umständen zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen. 
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d) Ausschluss von Rechten des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind 
jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die 
unrichtige Anzeige kannte. 
e) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. 
 
3. Frist für die Ausübung der Rechte des 

Versicherers 
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rück-
tritt (2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versi-
cherer innerhalb eines Monats in Textform geltend 
machen und dabei die Umstände angeben, auf die 
er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann er 
nachträglich weitere Umstände innerhalb eines 
Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die 
Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm 
jeweils geltend gemachte Recht begründen. 
 
4. Rechtsfolgenhinweis 
Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rück-
tritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem 
Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewie-
sen hat. 
 
5. Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwen-
dung von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die 
Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichti-
gen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, 
dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsneh-
mer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
 
6. Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(2 a), zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) 
erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor 
Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft 
sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer 
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich 
oder arglistig verletzt hat. 
 
7.  Erweiterte Anerkennung 
a) Der Versicherer erkennt an, dass ihm alle 
Umstände bekannt geworden sind, die im Zeitpunkt 
der Antragstellung gegeben und für die Übernahme 
der Gefahr erheblich waren. 
b) Dies gilt jedoch nicht für Umstände, die 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verschwiegen 
worden sind. 
 
§ 18 Obliegenheiten des Versicherungs-

nehmers, Sicherheitsvorschrift 
 
1. Sicherheitsvorschrift 
Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit 
hat der Versicherungsnehmer in der kalten Jahres-
zeit die Wohnung (§ 6 Nr. 3) zu beheizen und dies 
genügend häufig zu kontrollieren oder alle wasser-
führenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, 
zu entleeren und entleert zu halten. 
 

2.  Obliegenheiten vor Eintritt des  
Versicherungsfalls 

Weitere vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die 
der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls zu erfüllen hat, sind: 
a)  die Einhaltung aller gesetzlichen, behördli-
chen sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften, 
b)  die Einhaltung aller sonstigen vertraglich 
vereinbarten Obliegenheiten. 
 
3.  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des  

Versicherungsfalls 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei und nach 
Eintritt des Versicherungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung des Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich 
- ggf. auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung - ggf. auch mündlich oder 
telefonisch - einzuholen, wenn die Umstände dies 
gestatten; 
dd) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung, soweit für ihn zumutbar, zu 
befolgen. Erteilen mehrere an dem Versicherungs-
vertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche 
Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 
ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen 
einzureichen; 
gg) das Schadenbild so lange unverändert zu 
lassen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren 
(z. B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis 
zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzu-
bewahren; 
hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in in Textform – zu 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls 
oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung 
über Ursache und Höhe des Schadens und über den 
Umfang der Entschädigungspflicht zu gestatten; 
ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann; 
jj) für zerstörte oder abhandengekommene 
Wertpapiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkun-
den unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzulei-
ten und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhandengekommene Sparbücher und 
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren 
zu lassen. 
b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung 
des Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 
Obliegenheiten gemäß Nr. 3 a) ebenfalls zu erfüllen 
– soweit ihm dies nach den tatsächlichen und 
rechtlichen Umständen möglich ist. 
 
4.  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
Obliegenheit nach Nrn. 1, 2 oder 3 vorsätzlich, so ist 
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. 

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegen-
heitsverletzung ist der Versicherer jedoch zur 
Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit 
weder für den Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. 
c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehende Aus-
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versi-
cherer nur dann vollständig oder teilweise leistungs-
frei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechts-
folge hingewiesen hat. 
 
5.  Kündigung durch den Versicherer bei  

Obliegenheitsverletzung 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig die in Nr. 1 oder eine in Nr. 2 ge-
nannte Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalls gegenüber dem Versicherer zu erfüllen 
hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen. 
Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig verletzt hat. 
 
§ 19 Besondere gefahrerhöhende Umstände 
 
1. Begriff der Gefahrerhöhung 
a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach 
Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungs-
nehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände so 
verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalls oder eine Vergrößerung des Schadens 
oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wird. 
b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere 
- aber nicht nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrer-
heblicher Umstand ändert, nach dem der Versiche-
rer vor Vertragsschluss gefragt hat. 
c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat 
oder nach den Umständen als mitversichert gelten 
soll. 
d) Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung 
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung im Sinne 
von a) und b) kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn 
aa) sich ein Umstand ändert, nach dem im 
Antrag gefragt worden ist, 
bb) sich anlässlich eines Wohnungswechsels 
(§ 11) ein Umstand ändert, nach dem im Antrag 
gefragt worden ist, 
cc) die ansonsten ständig bewohnte Wohnung 
länger als 60 Tage oder über eine für den Einzelfall 
vereinbarte längere Frist hinaus unbewohnt bleibt 
und auch nicht beaufsichtigt oder in geeigneter 
Weise gesichert wird. Beaufsichtigt ist eine Woh-
nung z. B. dann, wenn sich während der Nacht eine 
dazu berechtigte volljährige Person darin aufhält, 
dd) vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert 
oder in nicht gebrauchsfähigem Zustand sind. Das 
gilt auch bei einem Wohnungswechsel (§ 11). 
 
2. Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf 
der Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustim-
mung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen 
Dritten gestatten. 
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b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträg-
lich, dass er ohne vorherige Zustimmung des Versi-
cherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen. 
c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe 
seiner Vertragserklärung unabhängig von seinem 
Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von 
ihr Kenntnis erlangt hat. 
 
3. Kündigung oder Vertragsänderung  

durch den Versicherer 
a) Kündigungsrecht  
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nrn. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 
b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte Prämie 
verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen. 
Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündi-
gen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 
 
4. Erlöschen der Rechte des Versicherers 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vertragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn 
diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt 
werden oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, 
der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 
 
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versi-
cherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsneh-
mer seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt 
hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflich-
ten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. 
b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nrn. 2 b) 
und 2 c) ist der Versicherer für einen Versicherungs-
fall, der später als einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätz-
lich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 
entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers 
bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu 
dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte 
zugegangen sein müssen, bekannt war. 

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, 
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den 
Eintritt des Versicherungsfalls oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 
bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalls die Frist für die Kündigung des Versiche-
rers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder 
cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechende erhöhte 
Prämie verlangt. 
 
§ 20 Beginn des Versicherungsschutzes,  

Dauer und Ende des Vertrages 
 
1. Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie zu 
dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt. 
 
2. Dauer und Ende des Vertrages 
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 
Der Vertrag verlängert sich mit dem Ablauf der 
Vertragslaufzeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu 
Jahr stillschweigend, wenn nicht bis zum jeweiligen 
Ablauftermin der anderen Vertragspartei eine 
Kündigung zugegangen ist.  
 
Während der ursprünglich vereinbarten Vertrags-
laufzeit kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
zum Ablauf in Textform kündigen, ohne dass eine 
Frist einzuhalten ist. Mit Beginn des ersten Verlänge-
rungsjahres kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag täglich in Textform kündigen. Der Vertrag 
endet in diesem Fall mit Ablauf des Tages, an dem 
die Kündigung dem Versicherer zugegangen ist. Der 
Versicherungsnehmer kann den Vertrag auch zu 
einem späteren, in der Zukunft liegenden Zeitpunkt 
kündigen.  
 
Der Versicherer kann den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten zum jeweiligen Ablauf-
termin in Textform kündigen.  
 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
 
3. Wegfall des versicherten Interesses 
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Risikos Kenntnis erlangt.  
a) Als Wegfall des versicherten Interesses gilt 
die vollständige und dauerhafte Auflösung des 
versicherten Hausrates 
aa) nach Aufnahme des Versicherungsnehmers 
in eine stationäre Pflegeeinrichtung;  
bb) nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwoh-
nung.  
Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versi-
cherten Interesses. 
b) Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod 
des Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt der 
Kenntniserlangung des Versicherers über die 
vollständige und dauerhafte Haushaltsauflösung, 
spätestens jedoch zwei Monate nach dem Tod des 
Versicherungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem 
Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben Weise 
nutzt wie der verstorbene Versicherungsnehmer. 

§ 21 Prämien, Versicherungsperiode 
 
Je nach Vereinbarung werden die Prämien entweder 
durch laufende Zahlungen monatlich, viertel-, 
halbjährlich, jährlich oder als Einmalprämie im 
Voraus gezahlt. Entsprechend der Vereinbarung 
über laufende Zahlungen umfasst die Versiche-
rungsperiode einen Monat, ein Vierteljahr, ein halbes 
Jahr oder ein Jahr. Bei einer Einmalprämie ist die 
Versicherungsperiode die vereinbarte Vertrags-
dauer, jedoch höchstens ein Jahr. 
 
§ 22 Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie, 

Folgen verspäteter Zahlung oder  
Nichtzahlung 

 
1. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie  
Die erste oder einmalige Prämie ist unverzüglich 
nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versi-
cherungsscheins zu zahlen. 
Ist ein anderer, späterer Zeitpunkt vereinbart und im 
Versicherungsschein angegeben und obige Frist von 
14 Tagen nach Erhalt des Versicherungsscheins 
abgelaufen, so ist die Prämie unverzüglich zum 
vereinbarten Zeitpunkt zu zahlen.  
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist. Das gilt nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinba-
rungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen. 
 
2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei  

Zahlungsverzug 
Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem 
nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt 
gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
 
3. Leistungsfreiheit des Versicherers 
Wenn der Versicherungsnehmer die erste oder 
einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 1 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versi-
cherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetrete-
nen Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen 
Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechts-
folge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam 
gemacht hat. 
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 
 
§ 23 Folgeprämie 
 
1. Fälligkeit 
a) Eine Folgeprämie wird zu Beginn der verein-
barten Versicherungsperiode fällig. 
b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
innerhalb des im Versicherungsschein oder in der 
Prämienrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt 
ist. 
 
2. Schadenersatz bei Verzug 
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 
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3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht  
nach Mahnung 

a) Der Versicherer kann den Versicherungs-
nehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folge-
prämie auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens 
zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung 
bestimmen (Mahnung).  
Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer 
je Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und 
außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit 
und Kündigungsrecht – auf Grund der nicht fristge-
rechten Zahlung hinweist.  
b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetz-
ten Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls mit der Zahlung der Prämie oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der 
Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung in Textform kündigen, sofern der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten 
Beträge in Verzug ist. 
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristab-
lauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen. 
 
4. Zahlung der Prämie nach Kündigung 
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach 
Fristablauf die Zahlung leistet. Für Versicherungsfäl-
le, die nach dem Zugang der Kündigung aber vor 
erfolgter Prämienzahlung eingetreten sind, besteht 
jedoch kein Versicherungsschutz (siehe Nr. 3 b). 
 
§ 24 Lastschriftverfahren als Geschäftsgrund-

lage/Kündigungsrecht bei Widerruf 
 
1. Pflichten des Versicherungsnehmers 
a) Voraussetzung und Geschäftsgrundlage für 
den Abschluss des Versicherungsvertrages ist, dass 
der Versicherer vom Versicherungsnehmer oder von 
einer anderen Person zum Einzug der jeweils 
fälligen Prämie von dessen/deren Bankkonto im 
Wege des Lastschriftverfahrens ermächtigt wurde 
und diese Ermächtigung aufrechterhalten wird. Zur 
Sicherstellung des erfolgreichen Prämieneinzugs im 
Lastschriftverfahren hat der Versicherungsnehmer 
dafür Sorge zu tragen, dass sein Konto zum Zeit-
punkt der Fälligkeit der Prämie eine ausreichende 
Deckung aufweist. 
b) Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden 
des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch 
rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer Zah-
lungsaufforderung des Versicherers (in Textform) 
erfolgt. 
 
2.  Kündigungsrecht bei Widerruf der  

Ermächtigung zum Lastschrifteinzug 
Wird die Lastschrift-Einzugsermächtigung widerru-
fen, so kann der Vertrag vom Versicherer zum Ende 
des laufenden Versicherungsmonats außerordentlich 
gekündigt werden. 
 
3.  Änderung des Zahlungsweges 
Kann die fällige Prämie mangels Kontodeckung nicht 
abgebucht werden oder wird eine Lastschrift von 

dem/der Kontoinhaber/in bzw. deren Bankinstitut 
trotz korrekter Abbuchung zurückgegeben, ist der 
Versicherer hinsichtlich der offenen und zukünftig 
fällig werdenden Prämien berechtigt, vom Versiche-
rungsnehmer die Prämienzahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versiche-
rungsnehmer ist zur Begleichung der rückständigen 
sowie zukünftig fällig werdenden Prämien auf einem 
alternativen Zahlungsweg erst verpflichtet, wenn er 
hierzu vom Versicherer in Textform aufgefordert 
wurde. 
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 
 
§ 25 Prämie bei vorzeitiger Vertrags-

beendigung 
 
1. Allgemeiner Grundsatz 
a) Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung 
steht dem Versicherer nur derjenige Teil der Prämie 
zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versi-
cherungsschutz bestanden hat. 
b) Fällt das versicherte Interesse nach dem 
Beginn der Versicherung weg, steht dem Versicherer 
die Prämie zu, die er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat. 
 
2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, 

Rücktritt, Anfechtung und fehlendem  
versicherten Interesse 

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht 
aus, seine Vertragserklärung innerhalb von 
14 Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden 
Teil der Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, 
dass der Versicherer in der Belehrung über das 
Widerrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs 
und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und der 
Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der 
Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist 
beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich die für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlte Prämie zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat. 
b) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt des Versicherers beendet, weil der Versi-
cherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform 
gefragt hat, nicht angezeigt hat, so steht dem 
Versicherer die Prämie bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil die einmalige oder 
die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, 
so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu. 
c) Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger 
Täuschung beendet, so steht dem Versicherer die 
Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung zu. 
d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur 
Zahlung der Prämie verpflichtet, wenn das versicher-
te Interesse bei Beginn der Versicherung nicht 
besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versiche-
rung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine ange-
messene Geschäftsgebühr verlangen. 

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in 
diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 
 
§ 26 Überversicherung 
 
1. Übersteigt die Versicherungssumme den 
Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann 
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungs-
nehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme mit sofortiger 
Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herab-
setzungsverlangens, ist für die Höhe der Prämie der 
Betrag maßgebend, den der Versicherer berechnet 
haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit 
dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre. 
 
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 
 
§ 27 Mehrere Versicherer 
 
1.  Definition 
Mehrfache Versicherung liegt vor, wenn eine versi-
cherte Sache gegen dieselbe Gefahr durch mehrere 
Verträge versichert ist. Wird bezüglich desselben 
Interesses bei einem Versicherer der entgehende 
Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert liegt ebenfalls eine Mehrfachver-
sicherung vor. 
 
2. Anzeigepflicht 
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem 
Versicherer die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versi-
cherer und der Versicherungsumfang anzugeben. 
 
3. Haftung und Entschädigung bei  

Mehrfachversicherung 
a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse 
gegen dieselbe Gefahr versichert und übersteigen 
die Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt 
eine Mehrfachversicherung vor. 
b) Die Versicherer sind in der Weise als Ge-
samtschuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm 
entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn der 
Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Prämien errechnet wurde, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
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Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung 
zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der 
Versicherungssummen in diesem Vertrag in De-
ckung gegeben worden wäre. 
c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehr-
fachversicherung in der Absicht geschlossen, sich 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 
 
4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 
a) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, 
durch den die Mehrfachversicherung entstanden ist, 
ohne Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachver-
sicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 
Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabge-
setzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist. 
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung der 
Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
die Erklärung dem Versicherer zugeht. 
b) Die Regelungen nach a) sind auch anzuwen-
den, wenn die Mehrfachversicherung dadurch 
entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert 
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver-
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 
Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Prämien verlangen. 
 
§ 28 Versicherung für fremde Rechnung 
 
1. Rechte aus dem Vertrag 
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungs-
vertrag im eigenen Namen für das Interesse eines 
Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der 
Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. 
Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versiche-
rungsschein besitzt. 
 
2. Zahlung der Entschädigung 
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädi-
gung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 
verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung 
der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen. 
 
3. Kenntnis und Verhalten 
a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des 
Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung 
sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicher-
ten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interes-
sen des Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für 
sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis des 
Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der 
Versicherte Repräsentant des Versicherungsneh-
mers ist. 
b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 
nicht an, wenn der Vertrag ohne sein Wissen abge-
schlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht 
möglich oder nicht zumutbar war. 
c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es 
dagegen an, wenn der Versicherungsnehmer den 

Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat. 
 
§ 29 Kosten für die Abwendung, Minderung 

und Ermittlung des Schadens 
 
1. Aufwendungen zur Abwendung und  

Minderung des Schadens 
a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolg-
lose, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt des 
Versicherungsfalls den Umständen nach zur Ab-
wendung und Minderung des Schadens für geboten 
halten durfte oder die er auf Weisung des Versiche-
rers macht. 
b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwen-
dungen, um einen unmittelbar bevorstehenden 
Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen 
Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der 
Versicherer Aufwendungsersatz nur, wenn diese 
Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und 
erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf 
Weisung des Versicherers erfolgten. 
c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
zu kürzen, kann er auch den Aufwendungsersatz 
nach a) und b) entsprechend kürzen; dies gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Weisung des 
Versicherers entstanden sind. 
d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die 
Entschädigung für versicherte Sachen betragen 
zusammen höchstens die Versicherungssumme je 
vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit 
Aufwendungen auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind. 
e) Der Versicherer hat den für die Aufwendun-
gen gemäß a) erforderlichen Betrag auf Verlangen 
des Versicherungsnehmers vorzuschießen. 
f) Nicht versichert sind Aufwendungen für 
Leistungen der Feuerwehr oder anderer Institutio-
nen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung 
verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentli-
chen Interesse kostenfrei zu erbringen sind. 
 
2. Kosten der Ermittlung und Feststellung  

des Schadens 
a) Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten 
Höhe die Kosten für die Ermittlung und Feststellung 
eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern 
diese den Umständen nach geboten waren. 
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverstän-
digen oder Beistand hinzu, so werden diese Kosten 
nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertraglich 
verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert 
wurde. 
b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
zu kürzen, kann er auch den Kostenersatz nach a) 
entsprechend kürzen. 
 
§ 30 Übergang von Ersatzansprüchen 
 
1. Übergang von Ersatzansprüchen 
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf 
den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend ge-
macht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des 
Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der 
er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemein-
schaft lebt, kann der Übergang nicht geltend ge-
macht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht. 
 
2.  Eingeschränkte Regressmöglichkeit  
Regress gegen das Personal des Versicherungs-
nehmers oder gegen anderweitige berechtigte 

Benutzer (nicht Reparatur-/Wartungsfirmen) wird nur 
geltend gemacht, soweit diese Personen den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt haben oder für den Schaden Ersatz aus einer 
Haftpflichtversicherung beansprucht werden kann.  
 
3. Obliegenheiten zur Sicherung von  

Ersatzansprüchen 
a)  Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatz-
anspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs 
dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach 
Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer 
bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung 
insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen 
keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im 
Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsneh-
mer. 
b)  Es liegt keine Obliegenheitsverletzung gem. 
§ 18 vor, wenn der Versicherungsnehmer vor Eintritt 
des Versicherungsfalls im Rahmen des üblichen auf 
Ersatzansprüche verzichtet. 
 
§ 31 Kündigung nach dem Versicherungsfall 
 
1. Kündigungsrecht 
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. 
Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats 
seit dem Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zulässig. 
 
2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versi-
cherungsverhältnis mit sofortiger Wirkung oder zu 
jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres in Textform zu kündigen. 
 
3. Kündigung durch Versicherer 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 
 
§ 32 Keine Leistungspflicht aus besonderen 

Gründen 
 
1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige  

Herbeiführung des Versicherungsfalls 
a) Führt der Versicherungsnehmer den Versi-
cherungsfall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer 
von der Entschädigungspflicht frei. 
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechts-
kräftiges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person 
des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als 
bewiesen. 
b) Führt der Versicherungsnehmer den Scha-
den grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. 
 
2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des 

Versicherungsfalls 
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 
frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer 
arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 
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Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht. 
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 
durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versiche-
rungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversu-
ches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des 
Satzes 1 als bewiesen. 
 
§ 33 Anzeigen, Willenserklärungen,  

Anschriftenänderungen 
 
1. Form 
Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und 
Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer 
erfolgen, sind in Textform (z. B. per Brief, Fax oder 
E-Mail) abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als 
zuständig bezeichnete Stelle oder an die Hauptver-
waltung des Versicherers gerichtet werden. Die 
gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt. 
 
2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw.  

Namensänderung 
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versi-
cherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei 
einer dem Versicherer nicht angezeigten Namens-
änderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. 
 
3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen 

Niederlassung 
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung 
unter der Anschrift seines Gewerbebetriebs abge-
schlossen, finden bei einer Verlegung der gewerbli-
chen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 
entsprechend Anwendung. 
 
§ 34 Vollmacht des Versicherungsvertreters 
 
1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen 
entgegenzunehmen betreffend 
a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines 
Versicherungsvertrages; 
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis 
einschließlich dessen Beendigung; 
c) Anzeige- und Informationspflichten vor 
Abschluss des Vertrages und während des Versi-
cherungsverhältnisses. 
 
2. Erklärungen des Versicherers 
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine 
oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln. 
 
§ 35 Repräsentanten 
 
Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis 
und das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen 
lassen. 
Repräsentant ist, wer im Bereich der Risikoverwal-
tung befugt ist, selbstständig in einem gewissen, 
nicht ganz unbedeutenden Umfang für den Versiche-
rungsnehmer zu handeln. 
 

§ 36 Bedingungsänderung 
 
Der Versicherer ist berechtigt, einzelne Regelungen 
dieser Versicherungsbedingungen mit Wirkung für 
bestehende Verträge zu ändern, zu ergänzen oder 
zu ersetzen (Anpassung), wenn die Voraussetzun-
gen nach den Ziffern 1 bis 3 erfüllt sind: 
 
1. Unwirksamkeit einzelner Regelungen 
Die Regelung in diesen Versicherungsbedingungen 
ist unwirksam geworden durch folgende Ereignisse: 
– ein Gesetz, auf dem die Bestimmungen des 

Versicherungsvertrages beruhen, ändert sich o-
der 

– es ergeht höchstrichterliche Rechtsprechung, die 
den Versicherungsvertrag unmittelbar betrifft oder 

– es ergeht eine konkrete, individuelle, uns binden-
de Weisung der Bundesanstalt für Finanzdienst-
leistungsaufsicht oder der Kartellbehörden im 
Wege eines bestandskräftigen Verwaltungsakts. 

Das gilt auch, wenn eine im Wesentlichen inhalts-
gleiche Regelung in den Versicherungsbedingungen 
eines anderen Versicherers durch eines der genann-
ten Ereignisse unwirksam geworden ist. 
 
2. Störung des Gleichgewichts zwischen 

Leistung und Gegenleistung 
Durch die Unwirksamkeit ist eine Vertragslücke 
entstanden, die das bei Vertragsschluss vorhandene 
Gleichgewicht zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße stört, und es besteht 
keine konkrete gesetzliche Regelung zum Füllen der 
Lücke. 
 
3. Keine Schlechterstellung 
Die angepassten Regelungen dürfen Sie als einzel-
ne Bedingungen oder im Zusammenwirken mit 
anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlech-
ter stellen als die bei Vertragsschluss vorhandenen 
Regelungen. 
 
4. Durchführung der Anpassung 
Die nach den Ziffern 1 bis 3 zulässigen Änderungen 
werden dem Versicherungsnehmer in Textform 
bekannt gegeben und erläutert. Sie finden Anwen-
dung, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Änderung sechs Wochen vor dem 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitteilt und ihn in 
Textform auf sein Kündigungsrecht nach Ziffer 5 
hinweist. 
 
5. Kündigung 
Macht der Versicherer von seinem Recht zur Bedin-
gungsanpassung Gebrauch, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb von sechs 
Wochen nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers kündigen. Die Kündigung wird mit Zugang beim 
Versicherer wirksam, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Bedingungsanpas-
sung. 
 
§ 37 Verjährung 
 
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste. 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit. 

§ 38 Zuständiges Gericht 
 
1. Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
oder der Versicherungsvermittlung ist neben den 
Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
2. Klagen gegen Versicherungsnehmer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versiche-
rungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in 
Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 
 
3.  Verlegt der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des Versiche-
rungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder 
gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des 
Versicherers zuständig. 
 
§ 39 Anzuwendendes Recht 
 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
§ 40 Versicherungsjahr 
 
Das Versicherungsjahr erstreckt sich über einen 
Zeitraum von zwölf Monaten (Versicherungsmona-
te). Besteht die vereinbarte Vertragsdauer jedoch 
nicht aus ganzen Jahren, wird das erste Versiche-
rungsjahr entsprechend verkürzt. Die folgenden 
Versicherungsjahre bis zum vereinbarten Vertrags-
ablauf sind jeweils ganze Jahre. 
 
§ 41 Sanktions-/Embargoklausel 
 
Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbe-
stimmungen – Versicherungsschutz nur, soweit und 
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt 
anwendbaren Wirtschafts-, Handels- oder Finanz-
sanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenste-
hen. Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder 
Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick auf den 
Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische 
oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 
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Die nachstehenden Zusatzbedingungen sind  
neben den Allgemeinen Hausrat-Versicherungs-
bedingungen (VHB) Gegenstand des Versiche-
rungsvertrages: 
 
 
Versicherte Gefahren und Schäden 
 
Zur Gefahr "Feuer" 
 
1 Überspannung 
1.1 In Ergänzung zum Versicherungsschutz für 
Blitzschlagschäden (§ 2 Nr. 3 VHB) leistet der Versi-
cherer Entschädigung auch für Schäden, die an ver-
sicherten elektrischen Einrichtungen und Geräten 
durch Überspannung, Überstrom und Kurzschluss 
infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmosphä-
risch bedingte Elektrizität entstehen. 
 
1.2 Defekte Geräte bzw. Geräteteile sind bis zur 
Entscheidung des Versicherers über den Ersatz des 
Schadens aufzubewahren (siehe auch § 18 Nr. 3 a) 
gg) VHB). Verletzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz oder 
teilweise leistungsfrei sein. 
 
 
2 Schäden durch Rauch/Ruß 
2.1 In Erweiterung von § 1 a) und § 2 Nr. 1 VHB 
leistet der Versicherer auch Entschädigung für versi-
cherte Sachen, die durch Rauch/Ruß zerstört oder 
beschädigt worden sind. Die Entschädigung ist je 
Versicherungsfall auf 20 % der Versicherungs-
summe, maximal 10.000 EUR begrenzt. 
 
2.2 Als Rauch-/Rußschaden gilt jede unmittel-
bare Zerstörung oder Beschädigung der versicherten 
Sachen durch Rauch/Ruß, der plötzlich bestim-
mungswidrig aus den auf dem Versicherungsgrund-
stück befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- 
oder Trockenanlagen austritt.  
 
2.3 Nicht versichert sind Schäden, die durch 
dauernde Einwirkung des Rauches bzw. Rußes  
entstehen. 
 
 
3 Verpuffungsschäden 
3.1 In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VHB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Verpuffung zerstört oder beschädigt wer-
den oder infolge eines solchen Ereignisses abhan-
denkommen.  
 
3.2 Verpuffung ist eine auf dem Ausdehnungs-
bestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, 
plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die im Gegen-
satz zu einer Explosion mit geringerer Intensität ver-
läuft und bei der in der Regel kein Explosionsknall 
entsteht. 
 
 
4 Schäden durch Explosion  

von Blindgängern 
Explodieren während eines Krieges, kriegsähnlichen 
Ereignisses, Bürgerkrieges, einer Revolution, Rebel-
lion oder eines Aufstandes abgeschossene oder  
abgeworfene Kampfmittel (wie Patronen, Granaten 
oder Bomben) erst nach Beendigung des Krieges 
teilweise oder vollständig, so gilt für die daraus ent-
standenen Schäden am versicherten Hausrat nicht 
der Ausschluss gemäß § 1 Nr. 2 a) VHB.   
 
 

Zur Gefahr "Einbruchdiebstahl/Raub/ 
Vandalismus" 
 
5 Fahrraddiebstahl 
5.1 Leistungsversprechen und Definitionen 
Für Fahrräder und Fahrradanhänger erstreckt sich 
der Versicherungsschutz unter den nachfolgenden 
Voraussetzungen auch auf Schäden durch Dieb-
stahl.  
 
Als Fahrräder gelten auch Elektrofahrräder (so ge-
nannte Pedelecs), die nur dann eine Unterstützung 
durch einen Elektroantrieb bis zu einer Geschwin-
digkeit von nicht mehr als 25 km/h erhalten, wenn 
der Fahrer in die Pedale tritt. Derartige Pedelecs 
sind auch dann versichert, wenn sie über eine  
elektrische Anfahrhilfe verfügen, die das Fahrrad 
rein elektrisch (also ohne zu treten) auf nicht mehr 
als 6 km/h beschleunigen. Nicht versichert sind 
Elektrofahrräder, bei denen die vorgenannten Ge-
schwindigkeitsgrenzen überschritten werden. 
 
Lose mit dem Fahrrad/Fahrradanhänger verbundene 
und regelmäßig deren Gebrauch dienende Sachen 
werden nur ersetzt, wenn sie gleichzeitig entwendet 
worden sind. Für Akkumulatoren von Elektrofahrrä-
dern besteht Versicherungsschutz nur, sofern diese 
separat gegen Diebstahl gesichert sind oder zu-
sammen mit dem Fahrrad abhandenkommen.  
 
5.2 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
Der Versicherungsnehmer hat das Fahrrad und den 
Fahrradanhänger jeweils durch ein eigenständiges 
Fahrradschloss gegen Diebstahl zu sichern, wenn er 
es nicht zur Fortbewegung einsetzt. Sicherungsein-
richtungen, die dauerhaft mit dem Fahrrad verbun-
den sind (z. B. sogenannte „Rahmenschlösser“) gel-
ten nicht als eigenständige Schlösser. 
 
5.3 Besondere Obliegenheiten im Schadensfall 
a) Der Versicherungsnehmer hat den Kaufbeleg, 

sowie sonstige Unterlagen über den Hersteller, 
die Marke und die Rahmennummer der versi-
cherten Fahrräder/Fahrradanhänger zu be-
schaffen und aufzubewahren, soweit ihm dies 
billigerweise zugemutet werden kann. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, 
so kann er Entschädigung nur verlangen, wenn 
er die Merkmale anderweitig nachweisen kann. 
Andernfalls ist die Entschädigung insgesamt auf 
höchstens 150,- EUR begrenzt. 

b) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl 
unverzüglich der Polizei anzuzeigen und dem 
Versicherer einen Nachweis dafür zu erbringen, 
dass das Fahrrad/der Fahrradanhänger nicht 
innerhalb von drei Wochen seit Anzeige des 
Diebstahls wieder herbeigeschafft wurde. 

 
5.4 Obliegenheitsverletzung durch den  

Versicherungsnehmer 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-
liegenheiten, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz oder 
teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB zur 
Kündigung berechtigt sein.  
 
5.5 Entschädigungsgrenze  
Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die für 
den Diebstahl des Fahrrades/Fahrradanhängers 
vereinbarte Versicherungssumme begrenzt. 
 
 
6 Diebstahl auf dem Grundstück  
6.1 Versicherungsschutz besteht gegen Dieb-
stahl der nachstehend genannten Sachen (siehe 
6.2), die sich zum Zeitpunkt des Diebstahls nach-
weislich 

–  innerhalb des Grundstücks, auf dem die versi-
cherte Wohnung liegt, oder  

–  in gemeinschaftlich genutzten Räumen (auch 
Treppenhaus) des Gebäudes, in dem sich die 
versicherte Wohnung befindet,  

befunden haben. 
 
6.2 Versichert sind 
a) Wäsche und Bekleidung, die sich zum Zeitpunkt 

des Diebstahls zum Waschen, Trocknen, Blei-
chen oder Lüften außerhalb der Wohnung be-
funden haben;  

b) Gartenmöbeln und Gartengeräten einschließlich 
Rasen-Mähroboter; 

c) Gartenskulpturen, Zierbrunnen,  
d)  Wäschespinnen, Trampolins, Spielgerüste und 

Grills.  
 
6.3 Nicht versichert ist fremdes Eigentum. 
 
6.4  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 1.500 EUR begrenzt.  
 
6.5  Der Versicherungsnehmer muss den Dieb-
stahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststel-
le anzeigen und dieser sowie uns ein Verzeichnis 
der abhandengekommenen Sachen einreichen.  
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-
liegenheiten, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz oder 
teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB zur 
Kündigung berechtigt sein. 
 
 
7 Diebstahl aus Kraft- und Wassersport-

fahrzeugen 
7.1 Für versicherte Sachen, ausgenommen die in 
§ 13 Nr. 1 a) VHB genannten Wertsachen, besteht 
Versicherungsschutz im 
a)  verschlossenen Innen- oder Kofferraum oder in 

der verschlossenen Gepäckbox eines Kraftfahr-
zeugs (einschließlich Wohnmobil) oder An-
hängers; 

b)  Innenraum (Kajüte, Backkiste oder Ähnliches) 
eines Wassersportfahrzeugs, der durch mindes-
tens ein Sicherheitsschloss verschlossen sein 
muss. 

Voraussetzung für den Versicherungsschutz ist, 
dass die genannten Räumlichkeiten fest umschlos-
sen sind; Planen, Persenninge oder Ähnliches gelten 
nicht als fest umschlossen. 
 
7.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 600,- EUR begrenzt. Fremdes Eigentum ist nicht 
versichert. 
 
7.3 Der Versicherungsnehmer muss den Dieb-
stahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststel-
le anzeigen und dieser sowie dem Versicherer ein 
Verzeichnis der abhandengekommenen Sachen ein-
reichen.  
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-
liegenheiten, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz oder 
teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB zur 
Kündigung berechtigt sein. 
 
 
8 Diebstahl aus Schiffskabinen und  

Schlafwagenabteilen 
In Erweiterung von § 3 VHB wird auch Entschädi-
gung geleistet für versicherte Sachen (§ 6 VHB), die 
durch Aufbrechen verschlossener Schiffskabinen auf 
Kreuzfahrtschiffen oder verschlossener Schlaf-
wagenabteile entwendet oder bei diesem Ereignis 
zerstört oder beschädigt werden. Dem Aufbrechen 
steht die Verwendung falscher Schlüssel und ande-
rer nicht zum ordnungsgemäßen Öffnen von Türen 
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oder Behältnissen bestimmter Werkzeuge gleich. 
Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unver-
züglich dem autorisierten Bordpersonal anzuzeigen. 
Es gelten die Entschädigungsgrenzen gemäß § 7 
Nr. 6 VHB. 
 
 
9 Diebstahl von Kinderwagen, Rollstüh-

len/Krankenfahrstühlen sowie Gehhilfen 
9.1 Für Kinderwagen, Rollstühle/Krankenfahr-
stühle sowie Gehhilfen (z. B. Rollator) besteht Versi-
cherungsschutz auch für Schäden durch Diebstahl, 
wenn nachweislich die Sachen zur Zeit des Dieb-
stahls in Gebrauch waren oder in gemeinschaftlich 
genutzten Räumen (auch Treppenhaus) des Gebäu-
des abgestellt waren, in dem sich die versicherte 
Wohnung befindet.  
 
9.2 Lose mit dem Kinderwagen oder dem Roll-
stuhl/Krankenfahrstuhl/der Gehhilfe verbundene und 
regelmäßig deren Gebrauch dienende Sachen wer-
den nur ersetzt, wenn sie zusammen mit dem Kin-
derwagen bzw. dem Rollstuhl/Krankenfahrstuhl/der 
Gehhilfe entwendet worden sind. 
 
9.3 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 1.500,- EUR begrenzt. 
 
9.4 Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen 
über den Hersteller, die Marke und, sofern üblicher-
weise vorhanden, die Rahmen- oder sonstige Identi-
fikationsnummer oder -kennzeichen zu beschaffen 
und aufzubewahren, soweit ihm dies billigerweise 
zugemutet werden kann. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Bestimmung, so kann er Ent-
schädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale 
anderweitig nachweisen kann. 
 
9.5 Der Versicherungsnehmer muss den Dieb-
stahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststel-
le anzeigen und dem Versicherer einen Nachweis 
dafür erbringen, dass die Sachen nicht innerhalb von 
drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder 
herbeigeschafft wurden.  
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-
liegenheiten, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz oder 
teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB zur 
Kündigung berechtigt sein.  
 
 
10 Diebstahl von Sachen in Krankenhäusern 

und Altenheimen  
10.1 Mitversichert ist – abweichend von § 1 
Nr. 1 b) VHB in Verbindung mit § 3 Nr. 2 VHB und 
§ 7 Nr. 3 VHB – der einfache Diebstahl versicherter 
Sachen, die dem Versicherungsnehmer oder einer 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person 
gehören oder ihrem persönlichen Gebrauch dienen, 
wenn sich die Sachen in Krankenhäusern oder  
Altenheimen befinden.  
 
10.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 600,- EUR begrenzt.  
 
10.3 Der Versicherungsnehmer muss den Dieb-
stahl unverzüglich der zuständigen Polizeidienststel-
le anzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
dieser Obliegenheiten, so kann der Versicherer nach 
Maßgabe der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz 
oder teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB 
zur Kündigung berechtigt sein. 
 
 

11 Kunden-, Scheck- oder  
Kreditkartenmissbrauch 

11.1  Werden bei einem Einbruchdiebstahl (§ 3 
Nr. 2 VHB), einem Raub (§ 3 Nr. 4 VHB) oder einem 
Trickdiebstahl (Nr. 12 der Zusatzbedingungen Top-
Schutz) Kunden-, Scheck- oder Kreditkarten ent-
wendet bzw. weggenommen, so ersetzen wir auch 
für den infolge des Missbrauchs dieser Karten ent-
standenen Schaden.  
 
11.2  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 1.000,- EUR begrenzt. 
 
 
12 Trickdiebstahl 
12.1 Wenn sich eine oder mehrere fremde Per-
son/en durch Täuschung des Versicherungsnehmers 
oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le-
benden Person ohne Anwendung oder Androhung 
von Gewalt Zutritt zu der versicherten Wohnung ver-
schafft/verschaffen und dort versicherte Sachen 
entwendet/entwenden, gilt dieser sogenannte Trick-
diebstahl abweichend von § 1 Nr. 1 b) VHB in Ver-
bindung mit § 3 Nrn. 2 und 4 a) aa) VHB als mitver-
sichert.  
 
12.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
begrenzt auf 1.000 EUR.  
 
12.3 Werden bei einem Trickdiebstahl gemäß 
Nr. 12.1 Kunden-, Scheck- oder Kreditkarten ent-
wendet, leistet der Versicherer auch für den infolge 
des Missbrauchs dieser Karten entstandenen Scha-
den (siehe Zusatzbedingung Nr. 11). 
 
 
Zur Gefahr "Leitungswasser" 
 
13 Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes 
In Erweiterung von § 4 Nr. 2 VHB gilt als Leitungs-
wasser auch Wasser, das aus im Gebäude verlau-
fenden Regenfallrohren bestimmungswidrig ausge-
treten ist. 
 
 
Zur Gefahr "Sturm/Hagel" 
 
14 Erweiterte Sturmversicherung 
Für Sturm- und Hagelschäden gemäß § 5 Nr. 1 VHB 
gilt abweichend von § 5 Nr. 4 b) bb) VHB und § 7 
Nr. 5 VHB Folgendes: 
Sachen, die ausschließlich für eine Nutzung im 
Freien bestimmt sind (z. B. Gartenmöbel, Gartenge-
räte) sind auch auf dem gesamten Grundstück, auf 
dem sich die versicherte Wohnung befindet, mitver-
sichert. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 10 % der Versicherungssumme, maximal 
5.000 EUR begrenzt. 
 
 
Weitere Gefahren/Schäden 
 
15 Schäden an Kühlgut  
Werden in einer Kühltruhe/einem Kühlschrank auf-
bewahrte Lebensmittel sowie Medikamente, die ge-
kühlt aufbewahrt werden müssen, dadurch un-
brauchbar, dass das eingeschaltete Gerät durch 
–  einen Überspannungsschaden,  
–  Blitzschlag oder durch einen 
–  Stromausfall im öffentlichen Stromnetz  
– gegebenenfalls auch nur vorübergehend – funkti-
onsunfähig wird, ersetzt der Versicherer die Kosten 
für die Wiederbeschaffung der Lebensmittel/Medika-
mente.  
 

16 Witterungsniederschläge 
a) Abweichend von § 4 Nr. 3 a) cc) und § 5 

Nr. 4 a) bb) VHB werden Schäden durch unmit-
telbar in die versicherte Wohnung eindringende 
Witterungsniederschläge ersetzt.  

b) Nicht versichert sind Schäden, 
aa) die auf einem durch Witterungsnieder-

schläge verursachten Rückstau beruhen, 
bb) die nach Witterungsniederschlägen durch 

Grundwasseranstieg, Ausuferung von ste-
henden und fließenden Gewässern, 
Hochwasser oder einen durch diese Ursa-
chen hervorgerufenen Rückstau entste-
hen, 

cc) die auf die allmähliche Durchfeuchtung von 
Gebäudeteilen zurückzuführen sind, auch 
wenn die Feuchtigkeit auf Witterungs-
niederschläge zurückgeht. 

c) Der Entschädigungsbetrag wird je Versiche-
rungsfall um eine Selbstbeteiligung von 
500 EUR gekürzt. Eine gegebenenfalls vertrag-
lich vereinbarte weitere Selbstbeteiligung findet 
keine Anwendung. Die Entschädigung ist je 
Versicherungsfall auf 5.000 EUR begrenzt. 

 
 
17 Transportmittelunfall 
Versichert sind die Beschädigung, Zerstörung und 
der Verlust versicherter Sachen durch einen Unfall 
eines Kraftfahrzeuges oder eines öffentlichen Ver-
kehrsmittels, mit welchem die versicherten Sachen 
befördert wurden. Voraussetzung ist, dass der Unfall 
der zuständigen Polizeidienststelle gemeldet wurde. 
 
 
18 Fahrzeuganprall 
18.1 In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VHB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Anprall eines Schienen- oder Straßenfahr-
zeuges zerstört oder beschädigt werden oder infolge 
eines solchen Ereignisses abhandenkommen.  
 
18.2 Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berüh-
rung versicherter Sachen durch Straßen- oder 
Schienenfahrzeuge, deren Teile oder Ladung. Für 
den Anprall von Straßenfahrzeugen besteht Versi-
cherungsschutz nur, wenn diese nicht vom Versiche-
rungsnehmer oder mitversicherten Personen betrie-
ben werden. 
 
 
19 Überschalldruckwellen (Überschallknall) 
19.1 In Erweiterung von § 2 Nr. 1 VHB leistet der 
Versicherer Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Überschalldruckwellen zerstört oder be-
schädigt werden oder infolge eines solchen Ereig-
nisses abhandenkommen.  
 
19.2 Ein Schaden durch eine Überschalldruckwel-
le liegt vor, wenn sie durch ein Luftfahrzeug ausge-
löst wurde, das die Schallgeschwindigkeit überschrit-
ten hat, und diese Druckwelle unmittelbar auf versi-
cherte Sachen einwirkt. 
 
 
20 Innere Unruhen, Streik, Aussperrung 
20.1 Versicherungsfall  
Abweichend von § 1 Nr. 2 b) VHB leistet der Versi-
cherer Entschädigung für versicherte Sachen, die 
durch Innere Unruhen zerstört oder beschädigt wer-
den oder abhandenkommen. Dies gilt auch für 
Schäden an versicherten Sachen, die durch Streik 
oder Aussperrung verursacht wurden. 
 
20.2 Innere Unruhen 
Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig 
nicht unerhebliche Teile des Volkes in einer die öf-
fentliche Ruhe und Ordnung störenden Weise in 
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Bewegung geraten und unmittelbar Gewalt gegen 
Personen oder Sachen verüben. Dazu gehören auch 
unmittelbare Schäden durch Wegnahme bei Plünde-
rungen in unmittelbarem Zusammenhang mit inne-
ren Unruhen. 
 
20.3 Streik oder Aussperrung 
Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, 
auf ein bestimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung 
einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitneh-
mern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete planmäßige Ausschließung einer verhält-
nismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern. Versi-
chert sind Schäden durch die unmittelbaren Hand-
lungen der streikenden oder ausgesperrten Arbeit-
nehmer im Zusammenhang mit einem Streik oder 
beim Widerstand gegen eine Aussperrung an versi-
cherten Sachen. 
 
20.4 Nicht versicherte Schäden 
Nicht versichert sind Schäden an Gebäuden oder an 
Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind und an 
den in diesen befindlichen Sachen. 
 
20.5 Besondere Kündigungsmöglichkeit 
Versicherungsnehmer und Versicherer können die 
Mitversicherung der Gefahren Innere Unruhen, 
Streik oder Aussperrung jederzeit kündigen. Die 
Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam. 
Macht der Versicherer von seinem Kündigungsrecht 
Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den 
gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Kündigung des Versicherers zum gleichen 
Zeitpunkt kündigen. Bezüglich der Prämie gelten die 
Bestimmungen des § 25 VHB. 
 
 
21 Schäden durch radioaktive Isotope 
Eingeschlossen sind Schäden an versicherten Sa-
chen, die als Folge eines unter die Versicherung fal-
lenden Schadenereignisses durch auf dem Grund-
stück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebs-
bedingt vorhandene oder verwendete radioaktive 
Isotope entstehen, insbesondere Schäden durch 
Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht für  
radioaktive Isotope von Kernreaktoren. 
 
 
Versicherte Sachen 
 
22  Handelswaren und Musterkollektionen 
a)  Abweichend von § 6 Nr. 2 c) hh) VHB gehören 

Handelswaren und Musterkollektionen zu Ar-
beitsgeräten und Einrichtungsgegenständen, 
die ausschließlich dem Beruf oder dem Gewer-
be des Versicherungsnehmers oder einer mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Per-
son dienen. 

b)  Die Entschädigungsgrenze pro Versicherungs-
fall beträgt maximal 5.000,- EUR. 

 
 
Versicherungsort / Außenversicherung 
 
23  Erweiterte Außenversicherung  
23.1 Abweichend von § 7 Nr. 1 VHB besteht Ver-
sicherungsschutz im Rahmen der Außenversiche-
rung für einen Zeitraum von zwölf Monaten.  
 
23.2 Abweichend von § 7 Nr. 6 a) VHB ist die Ent-
schädigungsgrenze auf 40 % der Versicherungs-
summe erhöht.  
 
 
24  Erweiterte Außenversicherung während 

der Ausbildung  
24.1 Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine 
mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person 

zur Ausbildung, zur Ableistung eines freiwilligen 
Wehrdienstes, eines internationalen oder nationalen 
Jugendfreiwilligendienstes (Freiwilliges Soziales  
oder Ökologisches Jahr) oder des Bundesfreiwilli-
gendienstes außerhalb der Wohnung auf, so gilt dies 
abweichend von Ziffer 1 a) und von § 7 Nr. 1 VHB so 
lange als vorübergehend, bis die Ausbildung bzw. 
der freiwillige Wehrdienst, der internationale oder na-
tionale Jugendfreiwilligendienst oder der Bundes-
freiwilligendienst beendet wird.  
 
24.2 Bewohnt die betreffende Person in diesem 
Zeitraum allein ein Zimmer oder Appartement, so 
besteht Versicherungsschutz auch für den Fall, dass 
dort ein eigener Hausstand begründet wurde. 
 
24.3 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 40 Prozent der Versicherungssumme begrenzt. 
 
 
25 Vorsorgeversicherung für den ersten ei-

genen Hausstand von Kindern des Versi-
cherungsnehmers 

25.1 Für den jeweils ersten eigenen Hausstand 
eines jeden Kindes des Versicherungsnehmers 
(auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) besteht für 
die Dauer von 6 Monaten – ab Umzugsbeginn ge-
rechnet – Versicherungsschutz im Umfang der All-
gemeinen Hausrat-Versicherungsbedingungen 
(VHB), soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz 
besteht. Danach erlischt der Versicherungsschutz 
dieser Vorsorgeversicherung.  
 
25.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 40 Prozent der Versicherungssumme begrenzt. 
 
 
26 Hausrat in Garagen 
Über die Regelung von § 6 Nr. 3 d) VHB hinaus zäh-
len auch privat genutzte Garagen zum Versiche-
rungsort, die sich am Wohnort (politische Gemeinde) 
des Versicherungsnehmers oder in einer an diesen 
angrenzenden Gemeinde befinden.  
 
 
27 Dauerhafte Außenversicherung  

für Sportgeräte 
In Erweiterung von § 7 Nr. 1 VHB besteht Versiche-
rungsschutz für Sportgeräte (hierzu gehören auch 
Reitsättel und Golfausrüstungen), die sich dauerhaft 
außerhalb der Wohnung befinden. Die Entschädi-
gung ist je Versicherungsfall auf 2.500 EUR be-
grenzt.  
 
 
Versicherte Kosten 
 
28 Mehrkosten für energetische Moderni-

sierung von Haushaltsgeräten  
In Erweiterung von § 8 VHB ersetzt der Versicherer 
die durch Kaufbeleg nachgewiesenen Mehrkosten 
für nach einem ersatzpflichtigen Versicherungsfall 
neu zu beschaffende wasser- bzw. energiesparende 
Kühlschränke, Gefrierschränke, Geschirrspüler, 
Waschmaschinen und Trockner der zu diesem Zeit-
punkt verfügbaren höchsten Effizienzklasse.  
Die Entschädigung ist für jedes neu zu beschaffende 
Gerät auf 250 EUR je Versicherungsfall begrenzt. 
 
 
29 Kosten für die Rückreise aus dem Urlaub 
29.1 Versichert sind die Mehrkosten für die vorzei-
tige Rückreise aus dem Urlaub (Fahrtmehrkosten), 
wenn der Versicherungsnehmer wegen eines erheb-
lichen Versicherungsfalls vorzeitig seine Urlaubsrei-
se abbrechen muss, um an den Schadenort (versi-
cherte Wohnung, siehe § 6 Nr. 3 VHB) zu reisen. 
 

29.2 Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der 
Schaden voraussichtlich 5.000 EUR übersteigt und 
die Anwesenheit des Versicherungsnehmers am 
Schadenort notwendig ist. 
 
29.3 Fahrtmehrkosten werden für ein angemesse-
nes Reisemittel ersetzt, das dem benutzten Urlaubs-
reisemittel und der Dringlichkeit der Rückreise zum 
Schadenort entspricht. 
 
29.4 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor 
Antritt der Rückreise an den Schadenort mit dem 
Versicherer Kontakt aufzunehmen und ggf. Verhal-
tensweisungen einzuholen, soweit es den Umstän-
den nach zumutbar ist.  
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so richten sich die Rechtsfolgen nach § 18 
Nrn. 4 und 5 VHB. Danach kann der Versicherer zur 
Kündigung oder zur Minderung des Kostenersatzes 
berechtigt oder bezüglich des Kostenersatzes auch 
vollständig leistungsfrei sein.  
 
29.5 Mehrkosten für die vorzeitige Rückreise wer-
den je Versicherungsfall bis 5.000,- EUR übernom-
men. 
 
 
30  Bewachungskosten  
In Erweiterung von § 8 Nr. 5 VHB werden Bewa-
chungskosten bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem 
die Schließvorrichtungen oder sonstige Sicherungen 
wieder voll gebrauchsfähig sind, längstens für die 
Dauer von 144 Stunden. 
 
 
31  Kosten für Hotel- oder ähnliche  

Unterbringung 
Abweichend von § 8 Nr. 2 VHB werden die Kosten 
für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Neben-
kosten längstens für die Dauer von einem Jahr er-
setzt. Die Entschädigung ist pro Tag auf 2 ‰ der 
Versicherungssumme begrenzt. 
 
 
32 Kosten für Lagerung des Hausrates 
Abweichend von § 8 Nr. 3 VHB werden die Kosten 
für die Lagerung des Hausrates längstens für die 
Dauer von einem Jahr ersetzt. 
 
 
33 Umzugskosten 
33.1 Muss der Versicherungsnehmer umziehen, 
weil die versicherte Wohnung wegen eines Versiche-
rungsfalls auf Dauer unbewohnbar geworden ist, so 
erstattet der Versicherer in Erweiterung von § 8 VHB 
die anfallenden Umzugskosten. 
 
33.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 2.500,- EUR begrenzt. 
 
 
34 Wasser- und Gasverlust 
34.1 In Erweiterung von § 8 VHB ersetzt der Ver-
sicherer die Kosten für den Mehrverbrauch von 
Frischwasser und Gas, die infolge eines Versiche-
rungsfalles gemäß § 4 VHB entsteht und den das 
Wasser-/Gasversorgungsunternehmen in Rechnung 
stellt.  
 
34.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf 1.000 EUR begrenzt.  
 
34.3 Der Entschädigungsbetrag wird je Versiche-
rungsfall um einen Selbstbeteiligung von 100 EUR 
gekürzt. Eine gegebenenfalls vertraglich vereinbarte 
weitere Selbstbeteiligung findet keine Anwendung. 
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35  Mehrkosten durch Technologiefortschritt   
Der Versicherer ersetzt – in Erweiterung von § 8 
VHB – die infolge eines Versicherungsfalls tatsäch-
lich entstandenen Mehrkosten, die dadurch entste-
hen, dass die Wiederherstellung oder Wiederbe-
schaffung der Sachen in derselben Art und Güte in-
folge Technologiefortschritts entweder nicht möglich 
ist oder nur mit unwirtschaftlichem Aufwand möglich 
wäre. Die Ersatzgüter müssen hierbei den vorhan-
denen Sachen möglichst nahe kommen.  
 
 
36 Datenrettungskosten  
36.1 Datenrettungskosten (siehe § 6 Nr. 4 VHB) 
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalls 
am Versicherungsort tatsächlich entstandenen, not-
wendigen Kosten für die technische Wiederherstel-
lung - nicht der Wiederbeschaffung - von elektro-
nisch gespeicherten, ausschließlich für die private 
Nutzung bestimmte Daten (maschinenlesbare Infor-
mationen) und Programme. 
Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme 
durch eine ersatzpflichtige Substanzbeschädigung 
an dem Datenträger, auf dem sie gespeichert waren, 
verloren gegangen, beschädigt oder nicht mehr ver-
fügbar sind. Ersetzt werden auch die Kosten einer 
versuchten technischen Wiederherstellung. 
 
36.2 Ausschlüsse  
a) Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstel-

lungskosten für  
–  Daten und Programme, zu deren Nutzung 

der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist 
(z. B. sogenannte Raubkopien) 

–  Programme und Daten, die der Versiche-
rungsnehmer auf einem Rücksicherungs- 
oder Installationsmedium vorhält. 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für 
die Kosten eines neuerlichen Lizenzerwerbs.  

 
 
37 Telefonmissbrauch 
In Erweiterung von § 8 VHB werden die Kosten er-
stattet, die durch eine missbräuchliche Benutzung 
des Telefons (Festnetz- und Mobilfunk) am Versi-
cherungsort durch einen Einbrecher entstehen, 
nachdem dieser auf eine der in § 3 Nr. 2 VHB be-
zeichneten Art in die Wohnung eingedrungen ist. 
 
 
38 Sachverständigenkosten 
Soweit der entschädigungspflichtige Schaden 
5.000 EUR übersteigt, ersetzt der Versicherer die 
gemäß § 15 Nr. 6 VHB durch den Versicherungs-
nehmer zu tragenden Kosten des Sachverständi-
genverfahrens. 
 
 
Entschädigungsgrenzen für Wertsachen 
 
39 Erhöhte Entschädigungsgrenzen für  

Wertsachen 
39.1 Abweichend von § 13 Nr. 2 a VHB ist die 
Entschädigung für Wertsachen je Versicherungsfall 
auf 30 % der Versicherungssumme erhöht, soweit 
nicht etwas anderes vereinbart wurde.  
 
39.2 Abweichend von § 13 Nr. 2 b) bb) VHB ist die 
Entschädigung für Urkunden einschließlich Sparbü-
cher und sonstige Wertpapiere insgesamt auf 
5.000 EUR begrenzt.  
 
39.3 Abweichend von § 13 Nr. 2 b) dd) VHB ist die 
Entschädigung für Sachen in Bankschließfächern 
(gem. § 6 Nr. 3 e) VHB) je Versicherungsfall auf 
30 % der Versicherungssumme, maximal 
15.000 EUR begrenzt. 
 

39.4 Unverändert bleiben die Entschädigungs-
grenzen gemäß § 13 Nr. 2 b) aa) und cc) VHB. 
 
 
Weitere Besonderheiten 
 
40 Unbewohntsein des Versicherungsortes 

bis drei Monate 
Ist der ansonsten ständig bewohnte Versicherungs-
ort länger als drei aufeinanderfolgende Monate un-
bewohnt, stellt dies eine Gefahrerhöhung dar und ist 
daher unverzüglich in Textform der Barmenia anzu-
zeigen. Bitte beachten Sie die Rechtsfolgen einer 
Gefahrerhöhung. Sie sind in § 19 VHB ausführlich 
dargestellt. Danach kann der Versicherer zur Kür-
zung der Leistung oder zur Kündigung berechtigt 
oder auch leistungsfrei sein. Die Leistungsfreiheit 
des Versicherers tritt nicht ein, wenn die Gefahrer-
höhung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruht. 
 
 
41 Wohnungswechsel 
Bei einem Wohnungswechsel gemäß § 11 VHB gilt 
an Stelle der in § 11 Ziffern 1, 2, 3 und 6 genannten 
Frist von drei Monaten jeweils eine auf sechs Mona-
te verlängerte Frist.  
 
 
42 Grob fahrlässige Herbeiführung  

des Versicherungsfalles  
Abweichend von § 32 Nr. 1 b) VHB verzichtet der 
Versicherer gänzlich auf den Einwand der grob fahr-
lässigen Herbeiführung des Versicherungsfalles und 
auf eine Leistungskürzung.  
 
 
43 Grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung  
Abweichend von § 18 Nr. 4 a) VHB verzichtet der 
Versicherer auf den Einwand der Leistungsfreiheit 
bei grob fahrlässiger Verletzung einer in § 18 Nrn. 1 
bis 3 VHB genannten Obliegenheit bis zu einem 
Entschädigungsbetrag in Höhe von 10 % der Versi-
cherungssumme, maximal 5.000,- EUR.  
Den diese Grenze übersteigenden Entschädigungs-
betrag kann der Versicherer in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers ent-
sprechenden Verhältnis kürzen. 
 
 
44 Keine Obliegenheitsverletzung bei Verlet-

zung einer behördlich vorgeschriebenen 
Installationspflicht von Rauchmeldern 

Ist die Installation von Rauchmeldern bzw. eine 
Nachrüstung des Gebäudes mit Rauchmeldern be-
hördlich vorgeschrieben, wird sich der Versicherer 
bei Verletzung dieser behördlichen Vorschriften  
– abweichend von § 18 VHB – bezüglich der vor-
schriftswidrigen Nichtinstallation der Rauchmelder 
nicht auf eine Obliegenheitsverletzung berufen. Die 
mit einer Obliegenheitsverletzung verbundenen 
Rechtsfolgen treten in diesem Fall nicht ein.  
 
 
45  Keine Gefahrerhöhung durch  

Einrüstung des Gebäudes 
45.1 Abweichend von § 19 VHB wird sich der Ver-
sicherer nicht auf eine Gefahrerhöhung berufen, 
wenn das Gebäude, in dem sich die versicherte 
Wohnung des Versicherungsnehmers befindet, zum 
Zwecke der Renovierung oder Reparatur eingerüstet 
wird. 
 
45.2 Allerdings ist der Versicherungsnehmer wäh-
rend der Zeit der Gerüststellung verpflichtet, bei Ab-
wesenheit aus der Wohnung, in der sich versicherte 
Sachen befinden, alle Fenster, Balkontüren und  

dergleichen zu verschließen und alle Sicherungen zu 
tätigen. 
 
45.3 Verletzt der Versicherungsnehmer eine die-
ser Obliegenheiten, so kann der Versicherer nach 
Maßgabe der Regelungen des § 18 Nr. 4 VHB ganz 
oder teilweise leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB 
zur Kündigung berechtigt sein. 
 
 
46 Sonderfälle der Schadenfeststellung  

bei gedehnten Versicherungsfällen  
im Zusammenhang mit einem Wechsel 
des Versicherers 

Tritt nach einem Wechsel der Hausratversicherung 
zur Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG (Nach-
versicherer) ein Schaden ein, dessen genauen Ent-
stehungszeitpunkt (erstes Einwirken des versicher-
ten Risikos auf eine versicherte Sache) der Versi-
cherungsnehmer auch durch ein Gutachten nicht 
nachweisen kann, so ist die Barmenia Allgemeine 
Versicherungs-AG als Nachversicherer ab dem ver-
einbarten Versicherungsbeginn des bei ihr beste-
henden Vertrages im Rahmen des bei ihr versicher-
ten Leistungsumfangs für die Entschädigungsleis-
tung eintrittspflichtig.  
 
Soweit sich im Rahmen der Ermittlungen der Zeit-
punkt des Schadeneintritts eindeutig feststellen 
lässt, ist der Versicherer leistungspflichtig, in dessen 
Vertragslaufzeit der Schadeneintritt fällt.  
 
 
47 Sind als Schutzmaßnahme besondere  

Sicherungen vereinbart, so werden die 
nachstehenden Sicherheitsvorschriften 
Vertragsbestandteil: 

Sicherheitsvorschriften 
47.1 Für die Zeit, in der sich niemand in der Woh-
nung aufhält, sind alle Schließvorrichtungen und 
vereinbarten Sicherungen zu betätigen und die ver-
einbarten Einbruchmeldeanlagen einzuschalten. 
Dies gilt nicht, wenn die Wohnung nur für sehr kurze 
Zeit verlassen wird (z. B. Gang zum Briefkasten oder 
Mülleimer). 
 
47.2 Alle Schließvorrichtungen, vereinbarten  
Sicherungen und vereinbarten Einbruchmeldeanla-
gen sind in gebrauchsfähigem Zustand zu erhalten; 
Störungen, Mängel und Schäden sind unverzüglich 
zu beseitigen. 
 
47.3 Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein 
Repräsentant eine dieser Obliegenheiten, so kann 
der Versicherer nach Maßgabe der Regelungen des 
§ 18 Nr. 4 VHB ganz oder teilweise leistungsfrei und 
nach § 18 Nr. 5 VHB zur Kündigung berechtigt sein. 
 
 
48 Für Hausrat außerhalb der ständigen  

Wohnung gilt: 
Abweichend von § 6 Nrn. 1 und 2 und § 13 VHB sind 
nicht versichert: 
48.1 in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Gar-

ten- und Weinberghäusern sowie in sonsti-
gen nicht ständig bewohnten Gebäuden: 

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge,  
Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige 
Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, 
Briefmarken, Münzen und Medaillen sowie alle Sa-
chen aus Silber, Gold oder Platin, Pelze, handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstände 
(z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken 
und Plastiken), Schusswaffen, Foto- und optische 
Apparate sowie sonstige Sachen, die über 100 Jahre 
alt sind (Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von 
Möbelstücken; 
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48.2 in Zweitwohnungen in ständig bewohnten 
Gebäuden: 

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Ur-
kunden einschließlich Sparbücher und sonstige 
Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, 
Briefmarken, Münzen und Medaillen sowie alle Sa-
chen aus Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte 
Teppiche und Gobelins sowie Kunstgegenstände 
(z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Grafiken 
und Plastiken). 
 
 
49 Selbstbeteiligung  
Sofern im Versicherungsschein ausdrücklich eine 
Selbstbeteiligung vereinbart ist, gilt: 
Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um die 
im Versicherungsschein dokumentierte Selbstbeteili-
gung gekürzt. Dies gilt nicht für Schadenabwen-
dungs- oder Schadenminderungskosten (siehe § 12 
Nr. 4 VHB), die auf Weisung des Versicherers ange-
fallen sind. 
 
 
50 Künftige Bedingungsverbesserungen  
Ändert die Barmenia Allgemeine Versicherungs-AG 
im Laufe der Versicherungsdauer für neue Versiche-
rungsverträge die "Allgemeinen Hausrat-Versiche-

rungsbedingungen (VHB)" und/oder die "Zusatzbe-

dingungen zur Hausratversicherung – Top-Schutz" 
ausschließlich zu Gunsten des Versicherungsneh-
mers, ohne dass dafür eine Zusatzprämie berechnet 
wird, so gelten diese neuen Bedingungen ab ihrem 
Gültigkeitstag auch für diesen Vertrag für alle ab 
diesem Zeitpunkt neu eintretenden Leistungsfälle.  
 
 
51 Leistungsgarantie gegenüber  

GDV-Musterbedingungen 
Wir garantieren Ihnen, dass die Leistungen die die-
ser Hausratversicherung zu Grunde liegenden  
"Allgemeinen Hausrat-Versicherungsbedingungen 

(VHB)" einschließlich der "Zusatzbedingungen zur 

Hausratversicherung – Top-Schutz" Sie in keinem 
Punkt schlechter stellen als die vom Gesamtverband 
der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) 
empfohlenen Bedingungen (Stand 01.01.2013). 
 
 
52 Garantie über die Erfüllung der vom  

Arbeitskreis „Beratungsprozesse“ emp-
fohlenen Mindestleistungsstandards  

Wir garantieren Ihnen, dass unsere "Allgemeinen 

Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB)" ein-
schließlich der "Zusatzbedingungen zur Hausratver-

sicherung – Top-Schutz" die Mindestleistungsstan-
dards erfüllen, wie sie vom Arbeitskreis „Beratungs-
prozesse“ (mit Stand 06.01.2016) empfohlen wur-
den. (Der Arbeitskreis Beratungsprozesse 
(www.beratungsprozesse.de) ist eine Initiative meh-
rerer Vermittlerverbände und Servicegesellschaften. 
Der Arbeitskreis empfiehlt Risikoanalysen und Min-
destleistungsstandards für die Vermittler.)  
 
 

Weitere, nur auf besondere Vereinbarung  
geltende Zusatzbedingung: 
 
53 Erweiterte Fahrradversicherung  

(Fahrradkasko-Schutz) 
 
Sofern vereinbart und im Versicherungsschein 
ausdrücklich dokumentiert, gelten ergänzend zu 
den  
–  Allgemeinen Hausrat-Versicherungs-

bedingungen (VHB)  
–  und zu den geltenden Zusatzbedingungen 

zur Hausratversicherung "Top-Schutz"  
die folgenden Bedingungen:  
 
Der folgende erweiterte Versicherungsschutz gilt er-
gänzend zu den Regelungen der Zusatzbedingung 
Nr. 5 "Fahrraddiebstahl". 
 
53.1  Versicherte Sachen 
Für Fahrräder und Fahrradanhänger und der fest mit 
ihnen verbundenen und ihrer Funktion dienenden 
Teile (wie Sattel, Lenker, Lampen, Gepäckträger 
etc.) – einschließlich des Akkumulators bei versi-
cherten Elektrofahrrädern und des zur Diebstahlsi-
cherung mitgeführten eigenständigen Schlosses – 
besteht Versicherungsschutz auch gegen die unter 
Ziffer 53.3 genannten versicherten Gefahren und 
Schäden. 
 
53.2  Nicht versicherte Sachen 
Nicht versichert sind  
– Velomobile/vollverkleidete Fahrräder; 
– Elektrofahrräder, für die eine Versicherungs-

pflicht besteht; 
–  Eigenbauten; 
–  Zubehörteile wie Kindersitze, Satteltaschen  

oder sonstige mit dem Fahrrad verbundene Sa-
chen, die nicht für den Betrieb des Fahrrades/ 
Fahrradanhängers erforderlich sind (z. B. Kilo-
meterzähler, Navigationssysteme etc.), und 

–  nachträglich an das Fahrrad angebaute Teile 
aus Verbundwerkstoffen (z. B. carbon-/glas-
faserverstärkter Kunststoff (CFK/GFK)).  

 
53.3  Versicherte Gefahren und Schäden 
Der Versicherer leistet Entschädigung bei  
a)  Unfallschäden; 

Ein Unfall ist ein unmittelbar von außen plötzlich 
mit mechanischer Gewalt auf das Fahrrad/den 
Fahrradanhänger einwirkendes Ereignis. 

b)  Fall- oder Sturzschäden; 
Versichert ist das Umfallen, Stürzen sowie das 
Umkippen des Fahrrades/Fahrradanhängers  
– auch ohne äußere Einwirkung. 

c)  Vandalismus. 
Versicherungsschutz besteht, wenn das versi-
cherte Fahrrad/der Fahrradanhänger durch 
mutwillige Handlungen eines unbefugten Dritten 
vorsätzlich beschädigt oder zerstört wird.  

 
53.4  Nicht versicherte Gefahren und Schäden 
53.4.1 Von der Versicherung ausgeschlossen sind 
die folgenden Gefahren und Schäden, die bei der 
Barmenia nur gegen Zahlung eines Zusatzbeitrages 
versichert werden können. Dies sind die Gefahren 
der Erweiterten Elementarschadenversicherung: 
–  Überschwemmung, Rückstau, 
–  Erdbeben, 
–  Erdsenkung, Erdrutsch, 
–  Schneedruck, Lawinen, 
– Vulkanausbruch; 
 
53.4.2 Nicht versichert sind darüber hinaus für  
elektrotechnische und elektronische Geräte und An-
lagen die Gefahren der Elektronikversicherung:  
–  Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder  

Vorsatz Dritter; 

–  Konstruktions-, Material- oder Ausführungs-
fehler; 

–  Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung; 
– Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Ab-

sturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder 
seiner Ladung sowie Schwelen, Glimmen,  
Sengen, Glühen oder Implosion; 

–  Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheits-
einrichtungen; 

– Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel; 
– Zerreißen infolge Fliehkraft; 
– Überdruck oder Unterdruck; 
–  Wasser, Feuchtigkeit; 
– Sturm, Frost oder Eisgang, oder  

Überschwemmung. 
 
53.4.3 Weitere nicht versicherte Schäden  
Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen aus dieser erweiterten Fahrradver-
sicherung keine Entschädigung für  
a)  Schäden, die der Versicherungsnehmer oder 

eine Person, dessen Verhalten sich dieser zu-
rechnen lassen muss (Repräsentant gemäß 
§ 35 VHB), vorsätzlich herbeigeführt hat; 

b)  Schäden, die bereits nach den Regelungen der  
–  Allgemeinen Hausrat-Versicherungs-

bedingungen (VHB)  
–  geltenden Zusatzbedingungen zur Haus-

ratversicherung "Top-Schutz"  
versichert sind. Für diese Schäden leistet der 
Versicherer Entschädigung aus der Hausratver-
sicherung. 

c) Schäden durch Mängel, die bei Abschluss der 
Versicherung bereits vorhanden waren; 

d) Schäden, die entstehen 
– bei der Teilnahme  

– an Radrennen sowie  
– an zur Vorbereitung des Rennens von 

einem Veranstalter organisierte oder 
vorgeschriebene Trainings hierzu, bei 
denen die Erzielung von Höchstge-
schwindigkeiten geübt wird;  

– bei Downhill-Fahrten; 
e) Schäden durch gebrauchsbedingte Abnutzung, 

Verschleiß; 
f) Schäden durch allmähliche Einwirkung  

(z. B. durch Feuchtigkeit, Trockenheit, Licht- 
und Temperatureinflüsse, Rost und Oxidation); 

g) Schäden durch Witterungseinflüsse an im freien 
befindlichen versicherten Sachen; 

h) Schäden durch Be- oder Verarbeitung oder  
Reparatur; 

i) Schäden, die nicht die Gebrauchs- oder Funkti-
onsfähigkeit der versicherten Sache beeinträch-
tigen (z. B. Kratzer, Schrammen, Lack- oder 
ähnliche Schönheitsschäden); 

j)  Schäden infolge von Manipulationen des An-
triebssystems oder durch nicht fachgerechte 
Ein- oder Umbauten sowie ungewöhnliche ins-
besondere nicht den Herstellervorgaben ent-
sprechende Verwendung oder Reinigung des 
Fahrrades. 

k) Schäden, für die ein Dritter als Lieferant (Her-
steller oder Händler), Werkunternehmer oder 
aus Reparaturauftrag gesetzlich oder vertrag-
lich haftet (z. B. Gewährleistungs- und Garan-
tieansprüche); 
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leis-
tet der Versicherer zunächst Entschädigung. 
Ergibt sich nach Zahlung der Entschädigung, 
dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss 
und bestreitet der Dritte dies, so behält der Ver-
sicherungsnehmer zunächst die bereits gezahl-
te Entschädigung. 
§ 86 Versicherungsvertragsgesetzt – Übergang 
von Ersatzansprüchen – gilt für diese Fälle 
nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen An-
spruch auf Kosten und nach den Weisungen 
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des Versicherers außergerichtlich und erforder-
lichenfalls gerichtlich geltend zu machen. 
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn 
der Versicherungsnehmer einer Weisung des 
Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte 
dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leis-
tet. 

l) Schäden durch Kriegsereignisse jeder Art,  
Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand 
oder Verfügung von hoher Hand (z. B. Be-
schlagnahme oder Verstaatlichung) oder durch 
Kernenergie. 

 
53.5  Entschädigungsberechnung/ 

Höchstentschädigung 
53.5.1 Der Versicherer erstattet die notwendigen 
Reparaturkosten (Ersatzteile und Arbeitslohn) für die 
Wiederherstellung der Verkehrs- und Funktionstüch-
tigkeit (§ 12 VHB).  
 
53.5.2 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall 
auf die für die erweiterte Fahrradversicherung im 
Versicherungsschein dokumentierte Versicherungs-
summe begrenzt.  
 
53.5.3 Übersteigen die Reparaturkosten die für die 
erweiterte Fahrradversicherung vereinbarte Versi-
cherungssumme, erstattet der Versicherer den Neu-
wert für ein Fahrrad/einen Fahrradanhänger gleicher 
Art und Güte (§ 9 Nr. 1 a) VHB), höchstens jedoch 
die vereinbarte Versicherungssumme (53.5.2).  
 
53.5.4  Voraussetzung für eine Entschädigung ist, 
dass die erforderlichen und tatsächlich angefallenen 
Kosten der Reparatur durch Vorlage der Reparatur-
kostenrechnung nachgewiesen werden. Die ent-
sprechende Reparaturkostenrechnung der Fahrrad-
werkstatt muss Angaben zum versicherten Fahrrad 
(mindestens Marke, Typ, Rahmennummer) enthal-
ten. 
 
53.6 Besondere Obliegenheiten  
53.6.1 Obliegenheit vor Eintritt des  

Versicherungsfalls 
Zusätzlich zu den Obliegenheiten gemäß § 18 Nr. 2 
VHB hat der Versicherungsnehmer den Kaufbeleg, 
sowie sonstige Unterlagen über den Hersteller, die 
Marke und die Rahmennummer der versicherten 
Fahrräder/Fahrradanhänger zu beschaffen und auf-
zubewahren, soweit ihm dies billigerweise zugemu-
tet werden kann;  
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestim-
mung, so kann er Entschädigung nur verlangen, 
wenn er die Merkmale anderweitig nachweisen 
kann. Andernfalls ist die Entschädigung insgesamt 
auf höchstens 150,- EUR begrenzt. 
 
53.6.2 Obliegenheiten bei und nach Eintritt  

des Versicherungsfalls 
Zusätzlich zu den Obliegenheiten gemäß § 18 Nr. 3 
VHB hat der Versicherungsnehmer 
a)  bei Reparaturosten, die voraussichtlich  

150,- EUR übersteigen, dem Versicherer vor 
Reparaturausführung einen Kostenvoranschlag 
zur Genehmigung vorzulegen.  

b)  Schäden am zum Transport einem Beförde-
rungsunternehmen aufgegebenen Fahrrad/ 
Fahrradanhänger unverzüglich dem Beförde-
rungsunternehmen zu melden. Entsprechende 
Bescheinigungen hierüber müssen dem Versi-
cherer vorgelegt werden. 

 

53.6.3 Obliegenheitsverletzung durch den  
Versicherungsnehmer 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Ob-
liegenheiten, so kann der Versicherer nach Maßga-
be der Regelungen des § 18 Nr. 4 ganz oder teilwei-
se leistungsfrei und nach § 18 Nr. 5 VHB zur Kündi-
gung berechtigt sein.  
 
 


